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1. Vorwort 

Die Stadt Burg erfüllt eine Vielzahl von Tätigkeiten nicht 

nur im Rahmen der klassischen Verwaltung, sondern 

hat bestimmte Aufgabenbereiche auf öffentlich-

rechtliche (Zweckverband) bzw. privatrechtliche 

Rechtsformen (z.B. GmbH) übertragen. Die mit der 

Stadt Burg verbundenen Unternehmen werden unter 

dem Begriff „Beteiligungen“ zusammengefasst. Das 

übertragene Aufgabenspektrum umfasst die Energie-

versorgung, die Versorgung mit Trinkwasser und der 

Abwasser- und Niederschlagswasser-beseitigung sowie 

die Abwicklung der Landesgartenschau 2018. 

 
  Beteiligungen der Stadt Burg 

 

Der Beteiligungsbericht wurde auf der Grundlage der Geschäfts- und Prüfberichte 2022 der 

Beteiligungsunternehmen sowie entsprechender Auskünfte der Unternehmen erstellt. Die Geschäfts- 

und Prüfberichte wurden ausgewertet und komprimiert. Sie sollen auf möglichst geringem Raum eine 

standardisierte Übersicht über die Eigen- und Beteiligungsgesellschaften sowie dem Zweckverband der 

Stadt geben. 

 

In erster Linie wendet sich dieser Beteiligungsbericht an die Mitglieder des Stadtrates sowie an 

interessierte Bürgerinnen und Bürger. Die Verwaltung hat sich das Ziel gesetzt, ein Informations- und 

Arbeitsinstrument zu erstellen und dieses den Anforderungen des Adressatenkreises entsprechend zu 

gestalten. Machen Sie bitte deshalb von der Möglichkeit Gebrauch, Ihre Meinung zur Qualität und 

Aussagefähigkeit dieses Berichtes zu äußern. Anregungen und Vorschläge zu Verbesserungen werden wir 

gern in den folgenden Berichten berücksichtigen. 

 

Allen Unternehmen und insbesondere ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern möchte ich an dieser 
Stelle für ihre engagierte Arbeit danken. 
 
Burg, 31. Januar 2024 
 
 
 
 

Stark 
Bürgermeister 
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Beteiligungsbericht 2024 Allgemeiner Berichtsteil 

1. Die wirtschaftliche Betätigung der Stadt Burg 
 

1.1. Gegenstand des Beteiligungsberichtes 
 
Gemäß § 130 Abs. 2 KVG LSA sind die Kommunen verpflichtet, einen Bericht über die unmittelbaren 
und mittelbaren Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform des öffentlichen und privaten 
Rechts, an denen die Kommune mit mindestens 5 v.H. beteiligt ist, vorzulegen. Als Adressaten des 
Beteiligungsberichtes werden der Stadtrat und die Einwohner genannt.  
 
Neben den gesetzlichen Pflichtinformationen (§ 130 Abs. 2, Ziff. 1 – 4 KVG LSA) als wesentlichen Inhalt 
wird eine kurze Zusammenfassung der wirtschaftlichen Situation und des Leistungsspektrums der 
einzelnen Beteiligungen gegeben.  
 
Die wirtschaftlichen Daten der Gesellschaften basieren auf den jeweils geprüften Jahresabschlüssen 
für das Geschäftsjahr 2022. Die Zeitreihenvergleiche umfassen vorwiegend die Jahre 2022, 2021, 2020 
und 2019. 
 

1.2. Zulässigkeit wirtschaftlicher Unternehmen 
 
Nach § 128 Abs. 1 KVG LSA darf sich die Kommune in Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
wirtschaftlich betätigen, wenn  
 
1. ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt, 
2. wirtschaftliche Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 

Leistungsfähigkeit der Kommune und zum voraussichtlichen Bedarf stehen und 
3. der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt werden kann. 
 
Der Begriff des öffentlichen Zwecks unterliegt aufgrund der wirtschaftlichen, technischen, politischen 
und sozialen Entwicklung einer ständigen Anpassung und Veränderung. Bei der Auslegung des 
öffentlichen Zwecks handelt es sich um die Frage sachgerechter Kommunalpolitik, die von 
Zweckmäßigkeitsüberlegungen bestimmt wird. Ein öffentlicher Zweck ist dann gegeben, wenn zum 
Nutzen der Einwohner i.d.R. innerhalb des Gebietes der Kommune gehandelt wird. Das umfasst 
jedweden im Aufgabenbereich der Gemeinde liegenden Gemeinwohlbelang und schließt lediglich die 
Gewinnerwirtschaftung als öffentlichen Zweck aus (OVG NRW, Beschluss vom 01.04.2008 (Az. 15 B 
122/08). 
 
Die Kommune darf ein Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts (unmittelbare Beteiligung) 
nur unterhalten, errichten, übernehmen, wesentlich erweitern oder daran beteiligen, wenn die 
Voraussetzungen des §§ 128, 129 Abs. 1 KVG LSA erfüllt sind. 
 
Wenn ein Unternehmen in einer Privatrechtsform, an dem eine Kommune allein oder zusammen mit 
anderen kommunalen Körperschaften mit mehr als 50 v. H. beteiligt ist, eine privatrechtliche 
Beteiligung (mittelbare Beteiligung) unterhalten, errichten, übernehmen, wesentlich erweitern oder 
eine Beteiligung aufrechterhalten will, gelten die Regelungen des §§ 128, 129 Abs. 1 KVG LSA 
entsprechend. Bei einer Beteiligung bis 50 v.H. hat die Kommune darauf hinzuwirken, dass die 
Regelungen des § 129 Abs. 1 KVG LSA umgesetzt werden. 
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Eine unmittelbare Beteiligung liegt vor, wenn die Kommune das Kapital einbringt. Mit dem damit 
verbundenen Erwerb von Anteilen wird die Kommune Gesellschafter, also Miteigentümer. Sie erhält 
alle Rechte und Pflichten, die durch einen Gesellschaftsvertrag geregelt werden. In einer 
unmittelbaren Beteiligung wird die Kommune u.U. (über den Firmennamen) nach außen hin sichtbar, 
in jedem Fall jedoch durch eine Eintragung im Handelsregister. 
 
Eine mittelbare Beteiligung liegt vor, wenn das Stammkapital von der Muttergesellschaft an der die 
Kommune beteiligt ist, erbracht wird. Das Vertretungsorgan der Tochtergesellschaft (bei einer GmbH 
der Geschäftsführer) handelt dabei im Außenverhältnis, den inneren Entscheidungsprozess 
übernehmen die entsprechenden Organe der GmbH (Gesellschafterversammlung bzw. Aufsichtsrat). 
 

1.1. Rechtsformen kommunaler Unternehmen 
 
Zur Aufgabenerfüllung einer Kommune bietet das Kommunalrecht eine Reihe von 
Organisationsformen. Je nach Art der Aufgabe entscheidet die Kommune unter Beachtung der 
gesetzlichen Voraussetzungen, ob sie diese im Rahmen einer unmittelbaren Verwaltung innerhalb des 
Haushaltes (z.B. Fachbereich/Regiebetrieb) oder als Kommunalverwaltung außerhalb des Haushaltes 
in öffentlich-rechtlicher (z.B. Eigenbetrieb, kommunale Anstalt des öffentlichen Rechts oder 
Zweckverband) oder privatrechtlicher Form (z.B. Eigengesellschaften) erfüllt. 
 

1.1.1. Öffentlich-rechtliche Unternehmensformen 
 
Regiebetrieb 
Der Regiebetrieb ist eine rechtlich und wirtschaftlich unselbständige Organisationseinheit der 
öffentlichen Verwaltung. Er besitzt kein eigenes Vermögen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
finden sich in der Kommunalverfassung. Die Rechnungslegung erfolgt seit Einführung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements (NKF) mit Hilfe der doppelten Buchführung. Der Regiebetrieb ist an 
den Haushaltsplan der Kommune gebunden. Es handelt sich zugleich um kostenrechnende 
Einrichtungen, die Gebührenkalkulationen und Betriebsabrechnungen durchzuführen haben. 
Regiebetriebe unterliegen aufgrund ihrer direkten Einbindung in die Verwaltung der ständigen 
direkten Einflussnahme und Kontrolle. Beispiele für Regiebetriebe der Stadt Burg sind die 
Schwimmhalle, das Friedhofswesen und der Bauhof. 
 
Eigenbetriebe 
Der Eigenbetrieb besitzt keine eigene Rechtspersönlichkeit, weist jedoch eine gewisse Selbständigkeit 
auf. Dies ist dadurch gegeben, dass er als Sondervermögen der Kommune aus der Verwaltung 
ausgegliedert ist. Der Eigenbetrieb handelt im Rahmen einer Betriebssatzung und einem eigenen 
Rechnungswesen. Er verfügt über eine Betriebsleitung und einem Betriebsausschuss, untersteht 
andererseits dem Stadtrat und dem Bürgermeister. Der Eigenbetrieb stellt einen eigenen 
Wirtschaftsplan auf, und unterliegt den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes. Die Stadt Burg 
unterhält keinen Eigenbetrieb. 
 
Zweckverband 
Zweckverbände sind die klassische Form der interkommunalen Zusammenarbeit. Zweckverbände sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts deren Rechtsverhältnisse sich nach dem Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit und der Kommunalverfassungen richten. Zur Bildung eines 
Zweckverbandes haben die Beteiligten eine Verbandssatzung zu vereinbaren. Organe des 
Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsgeschäftsführer. 
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Der Zweckverband unterliegt der Aufsicht der Kommunalaufsichtsbehörde. Im Fall der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung gelten die Vorschriften über die Wirtschaftsführung und 
das Rechnungswesen der Eigenbetriebe entsprechend. Der Zweckverband erhebt eine allgemeine 
Umlage, wenn die Erträge einschließlich der besonderen Umlagen die Aufwendungen nicht decken. 
 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
§ 128 Abs. 1 KVG LSA eröffnet die Möglichkeit der Gründung einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
(AöR). Die Rechtsverhältnisse der AöR werden gemäß dem Gesetz über die kommunalen Anstalten des 
öffentlichen Rechts (Anstaltsgesetz – AnstG) durch eine Unternehmenssatzung geregelt, die die 
Kommune aufstellt. Die Organe der Anstalt sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. Die Anstalt wird 
von einem Vorstand in eigener Verantwortung geleitet. Der Verwaltungsrat überwacht die 
Geschäftsführung des Vorstandes. Die kommunale Gebietskörperschaft haftet nach der Anstalt für 
deren Verbindlichkeiten unbeschränkt (Gewährträgerhaftung). Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht werden i.d.R. nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft. Die AöR ist eine relativ neue Rechtsform für kommunale 
Gebietskörperschaften. Anstalten des öffentlichen Rechts können z.B. Bibliotheken und Schulen sein. 
 
Betrieb gewerblicher Art 
Die Begriffe „Betrieb gewerblicher Art (BgA)“ und „Hoheitsbetrieb“ sind inhaltlich von den zuvor 
dargestellten juristischen Ausgestaltungen der wirtschaftlichen Betätigungsform zu trennen und 
haben in diesem Zusammenhang nur steuerrechtliche Bedeutung. Während die privatrechtlichen 
Unternehmensformen kraft Rechtsform steuerpflichtig sind, greift die Steuerpflicht für Regie- und 
Eigenbetriebe nur insoweit, als diese nicht überwiegend aus der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
dienen (Hoheitsbetrieb). Solche Betriebe werden steuerlich als Betrieb der gewerblichen Art 
bezeichnet. 
 

1.1.2. Privatrechtliche Unternehmensformen 
 
Aufgrund der Vorschrift über die Begrenzung der kommunalen Haftung gemäß § 129 Abs. 1 Nr. 4 KVG 
LSA, ist die Wahl der privatrechtlichen Organisationsform eingeschränkt. Geeignete Rechtsformen sind 
vorrangig die Kapitalgesellschaften wie Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH), die 
Aktiengesellschaft (AG) oder die eingetragene Genossenschaft (eG). Zusätzlich kann sich eine 
Kommune als Kommanditistin an einer Kommanditgesellschaft (KG) oder GmbH & Co. KG beteiligen. 
Ist eine Kommune im Besitz aller Geschäftsanteile, so ist diese eine kommunale Eigengesellschaft. Sind 
weitere Körperschaften oder auch Private an der Gesellschaft beteiligt, so spricht man von einer 
Beteiligungsgesellschaft. 
 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist eine mit eigener Rechtspersönlichkeit 
ausgestattete Gesellschaft, an der sich die Gesellschafter mit Einlagen auf das Stammkapital beteiligen, 
ohne persönlich für die Schulden der Gesellschaft zu haften. Die Gesellschafter können die innere 
Struktur der Gesellschaft ohne wesentliche Einschränkungen frei regeln. Als Organ besitzt die GmbH 
die Gesellschafterversammlung und die Geschäftsführung. Im Falle einer kommunalen Beteiligung 
oder bei großen Unternehmen ist die Bildung eines Aufsichtsrates gesetzlich vorgeschrieben. 
 
Aktiengesellschaft 
Ebenso wie die GmbH besitzt auch die Aktiengesellschaft (AG) eine eigene Rechtspersönlichkeit. Die 
Gesellschafter (Aktionäre) erwerben ihre Rechte durch die Übernahme von Anteilen des in Aktien 
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zerlegten Grundkapitals. Für Schulden der Gesellschaft haftet auch hier nur das 
Gesellschaftsvermögen. Im Gegensatz zur freien Gestaltung des Gesellschaftsverhältnisses in der 
GmbH enthält das Aktiengesetz umfangreiche bindende Regelungen und Formvorschriften, so dass für 
ergänzende Ausgestaltungen des Vertragsverhältnisses der Aktionäre untereinander wenig Raum 
bleibt. Als Organ der AG sind die Hauptversammlung, der Vorstand und der Aufsichtsrat zu nennen.  
 
Eingetragene Genossenschaft 
Die eingetragene Genossenschaft ist eine juristische Person und hat als solche Rechte und Pflichten. 
Sie ist nach § 1 Abs. 1 GenG eine Gesellschaft von nicht geschlossener Mitgliederzahl, welche die 
Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetriebes bezweckt. Eine unmittelbare Inanspruchnahme der Genossenschaftsmitglieder für 
Verbindlichkeiten der Genossenschaft gibt es nicht, wobei allerdings die Satzung Nachschusspflichten 
vereinbaren kann. Die Genossenschaft handelt durch die Organe Vorstand, Aufsichtsrat und 
Generalversammlung. 
 
Personengesellschaften 
Personengesellschaften, wie Offene Handelsgesellschaften (OHG) oder Kommanditgesellschaften 
(KG), eignen sich grundsätzlich nicht als Rechtsform eines kommunalen Unternehmens, da die 
Gesellschafter entgegen der Regelung des § 129 Abs. 1 Nr. 4 KVG LSA unbeschränkt für die 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft haften. Möglich ist aber die Beteiligung als Kommanditistin an einer 
KG oder die Rechtsform der GmbH & Co.KG. Bei der Kommanditistin ist die Haftung auf eine bestimmte 
Kapitaleinlage beschränkt. Die GmbH & Co. KG ist eine KG, bei der der persönlich haftende 
Gesellschafter eine GmbH ist, deren Gesellschafter in der Regel zugleich Kommanditisten der KG sind. 
Auf diese Weise wird die Haftung der Kommune als Gesellschafterin beschränkt. 
 

1.1.3. Wahl der Unternehmensform 
 
Die wirtschaftliche Betätigung der Kommune in der Form rechtlich selbständiger Gesellschaften wird 
dann gewählt, wenn aus organisatorischen wirtschaftlichen oder steuerrechtlichen Überlegungen die 
Verselbständigung einer Verwaltungseinheit vorteilhaft ist. Wesentliche Entscheidungskriterien für die 
privatrechtliche Organisationsform sind: 
 

 Beschleunigung der Entscheidungsprozesse 

 Markt- und Kundenorientierung 

 Entlastung des städtischen Haushalts 

 Beteiligung Dritter 

 Steuerliche Aspekte 
 
Die Stadt Burg hat für ihre privatrechtlich-wirtschaftliche Betätigung weitgehend die Form der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung gewählt. Das GmbH-Gesetz räumt den Gesellschaftern im 
Gegensatz zum Aktiengesetz eine weitreichende Gestaltungsfreiheit und somit die Möglichkeit der 
Wahrnehmung umfassender Rechte gegenüber der Gesellschaft ein. 
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1.2. Steuerung der Beteiligung der Stadt Burg 

1.2.1. Beteiligungsmanagement 
 
Zum derzeitigen Aufgabenspektrum des Beteiligungsmanagements gehört die Betreuung der 
städtischen Gesellschaften bei der Einhaltung gesellschaftsrechtlicher und kommunalrechtlicher 
Bestimmungen, die Begleitung bei steuer- und finanzwirtschaftlichen Fragestellungen und die 
Koordination der finanzwirtschaftlichen Auswirkungen der geschäftlichen Aktivitäten der einzelnen 
Gesellschaften auf den städtischen Haushalt. Daneben stellt die Betreuung/Information der 
städtischen Vertreter in den Organen der Gesellschaft einen Schwerpunkt des 
Beteiligungsmanagements dar. Die Entwicklung der früheren „Beteiligungsverwaltung“ in Richtung 
eines Beteiligungsmanagements und –controllings ist auf Grund der Zunahme wirtschaftlicher 
Betätigung in privatrechtliche Organisationsformen dringend erforderlich. 
 

1.2.2. Steuerung über die Gesellschaftsorgane 
 
Der Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung sind die Steuerungs- und Kontrollgremien der 
Gesellschaften. Hier wird insbesondere über die Beratung und Genehmigung der Wirtschaftspläne und 
der Investitions- und Finanzpläne Einfluss auf die jeweiligen Leistungsprogramme der Gesellschaften 
genommen. Daneben gibt es in den jeweiligen Gesellschaftsverträgen weitere 
Zustimmungsvorbehalte durch den Aufsichtsrat bzw. die Gesellschafterversammlung. 

2. Die Beteiligungen der Stadt Burg 

2.1. Rahmenbedingungen und Ausblick bis 2023 
 

Im Folgenden werden die eingeleiteten Maßnahmen bzw. Veränderungen unter dem Aspekt einer 
möglichst aktuellen Berichterstattung dargestellt: 
 

Im Jahr 2022 standen die Stadtwerke großen und richtungsweisenden Herausforderungen gegenüber. 
Ihre Mitarbeiter waren oftmals sehr intensiv in Krisenstäben eingebunden und konnten die 
strategischen Themenstellungen nicht im erforderlichen Umfang bearbeiten. Dieses 
außergewöhnliche Jahr hat bleibende Eindrücke hinterlassen und in den Unternehmen in vielen 
Bereichen zu einem Umdenken geführt. Gleichzeitig verschärften sich in vielen Bereichen die 
Herausforderungen weiter. Die zentrale Aufgabe, 2022/23 die Versorgungssicherheit auch in 
Krisenzeiten sicherzustellen, wurde erreicht. Hierfür haben die Stadtwerke Beschaffungsstrategien 
optimiert und die dafür nötige Liquidität beschafft. Versorgungssicherheit bedeutete allerdings auch, 
sich um die Sicherheit der Versorgungsinfrastruktur zu kümmern und IT- und Cybersicherheit höher zu 
bewerten.  
Die Ausbreitung der Corona-Pandemie in Deutschland hatte weitreichende Folgen für das öffentliche 
Leben und die Wirtschaft. Zudem waren über 200 Länder betroffen, was Auswirkungen auch auf die 
Weltwirtschaft nach sich zog. Die Corona-Pandemie betraf alle Bereiche des persönlichen Lebens. Der 
globale Gesundheitsnotstand könnte laut WHO 2023 aufgehoben werden. Die Corona-Krise hatte das 
Wirtschaftsgeschehen heftig getroffen und massiv beeinträchtigt. Deshalb mussten kommunale 
Energieversorger vor finanziellen Notlagen geschützt und ein Kollaps der Versorgung verhindert 
werden. Die Bundesregierung zog in Erwägung, einen Schutzschirm aufspannen, um den Versorgern 
langfristige Planungssicherheit zu ermöglichen. Dabei reicht es nicht, nur große Gasunternehmen wie 
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Uniper zu stützen. Auch kommunale Stadtwerke bzw. lokale Wärmeversorger mussten abgesichert 
werden. Der Blick auf das Jahr 2023 ist deutlich sorgenvoller.  
 
Zudem begann am 24. Februar 2022 die Invasion russischer Truppen in die Ukraine. Seitdem dauert 
der Angriffskrieg Russlands mit zunehmender Härte und Zerstörung an. Auf den völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine haben die EU-Mitgliedsstaaten gemeinsam und 
entschlossen reagiert: Sie haben eine Vielzahl von Sanktionspaketen gegen Russland 
verabschiedet. Ein Teil davon waren Exportverbote im Energiesektor, was den Rohstoffmarkt und 
damit die Beschaffung für Energieversorger erheblich erschwerte. Die Folge waren Preisanpassungen 
für alle privaten, institutionellen und industriellen Verbraucher. 
 
In Hinblick auf die Stadtwerke-Geschäftsmodelle ist neben dem Gebäudeenergiegesetz der 
Gesetzgebungsprozess des Bundes und der Länder zur kommunalen Wärmeplanung für Stadtwerke 
besonders wichtig. Stadtwerke leisten ihren Beitrag zur Energiewende und wollen das auch weiter tun. 
Die Kommunale Wärmeplanung beinhaltet eine Chance, gemeinsam mit der Kommune und weiteren 
lokalen Stakeholdern die Wärmeversorgungsinfrastruktur zu entwerfen und die Voraussetzung zu 
schaffen, sie in Geschäftsmodelle überführen zu können. 
 
Die Umsetzung der strategischen Anpassungen erfordern Investitionen. Diese Investitionsvolumina 
sind erheblich und nicht allein durch Kredite zu finanzieren. Stadtwerke müssen Eigenkapitalquoten 
stärken und das bedeutet Gewinne zu thesaurieren. Nur die wenigsten Unternehmen gehen davon 
aus, die Ausschüttungserwartungen ihrer Gesellschafter kurz-, mittel- und langfristig erfüllen zu 
können. Viele Stadtwerke befinden sich deshalb mit ihren Gesellschaftern in strategisch-politischen 
Gesprächen.  
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2.2. Bestand an Beteiligungen 
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2.3. Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Burg  
 

 per 
31.12. 

SWB GmbH WVB 
LAGA 
GmbH 

KOWISA 
GmbH 

Gewinnabführung an 
den städtischen 
Haushalt 

2022 757.575 - - 44.301,30 

2021 903.177 - - 51.296 
(inkl. Sonderausschüttung) 

2020 743.594 - - 38.472 

Verlustabdeckung/ 
Umlage aus dem 
städtischen Haushalt 

2022 - - - - 

2021 - - - - 

2020 - 119.647 - - 

Kapitalzuführung aus 
dem städtischen 
Haushalt 

2022 - - - - 

2021 - - - - 

2020 - - - - 

Zuschuss aus dem 
städtischen Haushalt 

2022 - - - - 

2021 - - - - 

2020 - - 52.000 - 

Darlehensgewährung 

2022 - - - - 

2021 - - - - 

2020 - - - - 

Gewährung 
Bürgschaften 

2022 - - - - 

2021 - - - - 

2020 - - - - 

 
Hinweis: 
Die Übersicht nimmt auf die Geschäfts- bzw. Wirtschaftsjahre der jeweiligen Beteiligungen Bezug, so dass Zahlungen nicht mit den 
Buchungsjahren des städtischen Haushalts übereinstimmen. 
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2.4. Hauptkennzahlen der unmittelbaren Beteiligungen per 31.12.2022  
 

lfd. 
Nr. 

Beteilig
ungen 

anteiliges 
Stamm- 
kapital 

Positionen aus der Bilanz Positionen aus der GuV 

Anlage- 
vermögen 

Eigen- 
kapital 

Verbind- 
lichkeiten 

Bilanz- 
summe 

Umsatz- 
erlöse 

Personal- 
aufwand 

JÜS/JFB 1 

  - in EUR - - in EUR - - in EUR - - in EUR - - in EUR - - in EUR - - in EUR - - in EUR - 

1 

Stadt-
werke 
Burg 
GmbH 

3.917.500 41.702.700 22.517.468 34.479.873 62.736.426 57.655.587 2.679.081 2.609.519 

Vorjahr  41.926.755   22.053.899 31.716.283 58.047.773 51.493.726 2.433.877      14.115.392 

          

 
Wasser-
verband 
Burg 

02 - - - - - - - 

Vorjahr  51.639.999 6.340.235 22.763.676 54.046.105 7.648.283 1.557.816 1.055.628 

          

3 

Landes-
garten-
schau 
Burg 
2018 
GmbH 

0 0 0 0 0 0 0 0 

Vorjahr         0 63.125 8.548 71.673 0 14.658 16.346 

 
1 JÜS = Jahresüberschuss /JFB = Jahresfehlbetrag (-) 
2 Daten lagen nicht vor 
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3. Einzelberichterstattungen unmittelbare Beteiligungen 

 

3.1. Stadtwerke Burg GmbH (SWB) Ihr Jerichower Landwerk  

3.1.1. Grundlagen der Gesellschaft 

a) Sitz der Gesellschaft 

Niegripper Chaussee 38 a 
39288 Burg 
Telefon: 03921 – 918-418 
Telefax: 03921 – 918-499 
info@swb-burg.de 
Internet: www.stadtwerke-burg.de 

b) Gründung der Gesellschaft 

24.09.1991 - Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 23.05.2017 (Ur.-Nr. 833/2017, Notar  
Andreas Zoch, Burg) 

c) Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist die Strom-, Gas-, Wärme- und Wasserversorgung, die 
Abwasserentsorgung, das Angebot von Informations- und Infrastrukturleistungen. Diese umfasst 
insbesondere 
- die Beschaffung, die Lieferung und den Vertrieb sowie die Erzeugung und Exploration von 

Energie und Wasser, 
- die Entsorgung von Abwasser, 
- die Errichtung und den Betrieb von Anlagen für die Versorgung mit Energie und Wasser sowie 

für die Entsorgung von Abwasser, 
- die Durchführung von damit im Zusammenhang stehenden Bauleistungen, 
- den Erwerb, die Pachtung und Verpachtung der hierzu erforderlichen Bauleistungen, 
- sowie mit der Strom-, Gas-, Wärme-, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

verbundenen Tätigkeiten, wie bspw. die Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen, die 
Konzeption, Entwicklung und Umsetzung intelligenter Versorgungs-, Netz- und Messsysteme 
sowie künftiger Technologien in der Versorgung, Energiedienstleistungen und Energieberatung 

- Umsetzung von Geschäftsmodellen z.B. alternative Mobilität (einschl. Vermietung, Verleih, 
Leasing von Fahrzeugen) und Entwicklung, Erstellung und Umsetzung von Energie-, 
Klimaschutz- und Versorgungskonzepten. 

d) Stammkapital/Beteiligungsverhältnisse zum 31.12.2022 

Geschäftsanteile werden gehalten von: 
 
Stadt Burg      3.917.500 EUR      = 50 % 
Gelsenwasser AG, Gelsenkirchen   3.839.150 EUR      = 49 % 
AggerEnergie GmbH, Gummersbach        78.350 EUR      =   1 % 
Eingetragenes Stammkapital    7.835.000 EUR      = 100 % 
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e) Besetzung der Organe 

Die Organe der Gesellschaft sind neben der Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die 
Geschäftsführung. Die Aufgabenbereiche der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates 
sind im Gesellschaftervertrag festgelegt. Die Aufgabenbereiche der Geschäftsführung sind im 
Gesellschaftervertrag sowie in der Geschäftsordnung vom 2. Juni 2003 festgelegt. 
Seit dem 1. Januar 2020 besteht die Geschäftsführung aus zwei Personen und eine neue 
Geschäftsordnung wurde festgelegt. 
 

 
 
 
Die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung gemäß § 285 Nr. 9a HGB wird unter Bezug auf § 286 
Abs. 4 HGB unterlassen. 
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f) durchschnittlich beschäftigte Arbeitnehmer/innen 

Durchschnittliche Zahlen der Beschäftigten, getrennt nach Mitarbeiter-Gruppen: 

 

 

3.1.2. Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

Die Stadtwerke Burg GmbH (SWB) ist das ortsansässige Energieversorgungsunternehmen in Burg 
als Kreisstadt des Landkreises Jerichower Land. Zentrale Aufgabe ist die zuverlässige, preisgünstige 
und ökologisch ausgerichtete Versorgung ihrer Kunden mit Strom, Erdgas und Fernwärme. 
Energiedienstleistungen in den Bereichen Wärme, Straßen- und Hallenbeleuchtung, Mieterstrom 
und E-Mobilität erweitern das Angebotsportfolio. 
 

3.1.3. Jahresabschluss zum 31.12.2022 

a) Vermögenslage 

 

Die Bilanzsumme zum 31.12.2022 beträgt 62,7 Mio. € (i. V. 58,0 Mio. €). Das Anlagevermögen 
insgesamt beträgt 41,7 Mio. €. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies eine Verringerung von 0,2 
Mio. €. Die Eigenkapitalquote unter Hinzurechnung von zwei Dritteln der passivierten Bau- und 
Ertragszuschüsse als eigenkapitalähnliche Mittel verringerte sich zum Bilanzstichtag auf 36,1 % (i. 
V. 38,2 %). 
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Der Anstieg der Bilanzsumme resultiert auf der Aktivseite insbesondere aus den gestiegenen 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen infolge der deutlichen Preissteigerungen für 
Energielieferungen. Auf der Passivseite sind insbesondere die Verbindlichkeiten, hier vor allem die 
jederzeit fälligen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, angestiegen. 

Auf der Aktivseite waren dafür im Wesentlichen die Verringerung des Sachanlagevermögens 
(-23.522 TEUR) sowie der gleichzeitige Zugang den Finanzanlagen (+32.768 TEUR) maßgeblich. Das 
Anlagevermögen erhöhte sich im Geschäftsjahr 2021 von 32,7 auf 41,9 Mio. €. Der Anstieg der 
Bilanzsumme und der Eigenkapitalquote resultiert insbesondere aus der Ausgliederung des 
Teilbetriebs Netze. 

Insgesamt wurden 1,11 Mio. € an Investitionen durchgeführt. Von den Investitionen in Sachanlagen 
entfallen 0,52 Mio. € auf den Vertrieb, 0,27 Mio. € auf die Wärmeversorgung sowie 0,32 Mio. € auf 
gemeinsame Bereiche. Insgesamt wurden 1,11 Mio. € an Investitionen durchgeführt. Von den 
Investitionen in Sachanlagen entfallen 0,52 Mio. € auf den Vertrieb, 0,27 Mio. € auf die 
Wärmeversorgung sowie 0,32 Mio. € auf gemeinsame Bereiche. 

Auch im Jahr 2022 waren die Auswirkungen aus der Coronavirus-Pandemie weiterhin spürbar. 
Risiken für die Geschäftsentwicklung und den zukünftigen Geschäftsverlauf der Gesellschaft sind 
nach wie vor nicht ausschließbar. Zu nennen sind mögliche Risiken aus der Verzögerung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, bei der Durchführung von Instandhaltungs-, 
Modernisierungs- und Baumaßnahmen verbunden mit dem Risiko von Kostensteigerungen und der 
Verzögerung von geplanten Maßnahmen. Aktuell unterliegt die Entwicklung des 
Forderungsbestandes gegenüber Verbrauchern und Kleinstgewerbetreibenden einem gesondert 
eingeführten Monitoring. Zu allen Geschäftskunden besteht ein direkter vertrieblicher Kontakt, um 
frühzeitig auf veränderte Abnahmesituationen reagieren zu können. 

Der russische Angriffskrieg in der Ukraine zu Beginn des Jahres 2022 hatte die vermeintliche 
Rückkehr zu einer „neuen Normalität" nach der COVID-19-Pandemie abrupt unterbrochen und 
führte in weiterer Folge zu einer Reihe neuer globaler Krisen. Eine beispiellose Verknappung und 
damit verbundene Verteuerung insbesondere bei Rohstoffen und Energie, haben das globale 
Risikoumfeld 2022 wesentlich beeinflusst. Die Stadtwerke Burg GmbH war dadurch 2022 
unmittelbar von den massiv gestiegenen Energiekosten, betroffen. Der aus den gestiegenen 
Energiekosten resultierende signifikante Preisanstieg sowie die Verknappungen in diesem Bereich, 
haben das Geschäftsergebnis im Jahr 2022 nicht belastet. Sämtliche Kostenerhöhungen sowie 
gestiegene Beschaffungspreispreise inklusive Risikoaufschläge wurden an den Letztverbraucher 
weitergegeben. 

Risiken wie Unterbrechungen in der Lieferkette, Cyberangriffe sowie die Folgen des Klimawandels 
gewinnen stetig an Bedeutung. 

Insbesondere steht die Preisentwicklung für Haushaltskunden, sowie gewerbliche und industrielle 
Kunden im Strom- und Gasmarkt im Monitoring. Kündigungen von Lieferantenrahmenverträgen 
führten bereits zur Aufnahme zusätzlicher Kunden in die Grund- und Ersatzversorgung im Strom- 
und Gasbereich. Umgesetzte Preisanpassungen der Grundversorgungstarife federn aktuell Risiken 
diesbezüglich ab. 

Die Wärmelieferungen in Höhe von 25,1 Mio. kWh (i. V. 28,5 Mio. kWh) liegen im Geschäftsjahr 
2022 mit 3,4 Mio. kWh unter dem Vorjahr. Die Absatzverringerung ist im Wesentlichen  
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witterungsbedingt sowie auf Sparmaßnahmen der Kunden zurückzuführen. Der Planansatz für 2022 
erfolgte temperaturbereinigt und basierte auf dem 5 Jahresmittel der Gradtagszahlen. Die geplante  

Absatzmenge in Höhe von 27,0 Mio. kWh wurde mit 1,9 Mio. kWh unterschritten. Das 
Kundenportfolio konnte im Jahr 2022 um 3 Anschlüsse erweitert werden. 

Das wirtschaftliche Eigenkapital in Höhe von 22.638 TEUR setzt sich aus dem bilanziellen 
Eigenkapital in Höhe von 22.517 TEUR und zwei Drittel der passivierten Ertragszuschüsse als 
eigenkapitalähnliche Mittel in Höhe von 121 TEUR zusammen. Die Eigenkapitalquote (anhand des 
wirtschaftlichen Eigenkapitals) beträgt zum 31. Dezember 2022 36,1 % (Vorjahr 38,2 %). Das 
Anlagevermögen (41.703 TEUR) ist mit 54,3 % durch das wirtschaftliche Eigenkapital (22.638 TEUR) 
und mit 45,7 % durch Bankdarlehen (19.065 TEUR) finanziert. 

Das wirtschaftliche Eigenkapital in Höhe von 22.638 TEUR setzt sich aus dem bilanziellen 
Eigenkapital in Höhe von 22.517 TEUR und zwei Drittel der passivierten Ertragszuschüsse als 
eigenkapitalähnliche Mittel in Höhe von 121 TEUR zusammen. Die Eigenkapitalquote (anhand des 
wirtschaftlichen Eigenkapitals) beträgt zum 31. Dezember 2022 36,1 % (Vorjahr 38,2 %). Das 
Anlagevermögen (41.703 TEUR) ist mit 54,3 % durch das wirtschaftliche Eigenkapital (22.638 TEUR) 
und mit 45,7 % durch Bankdarlehen (19.065 TEUR) finanziert. 

Finanzierungsprobleme bestehen noch nicht. Um die Liquidität sicherzustellen und die geplanten 
Investitionen sowie die vorzunehmenden Darlehenstilgungen durchführen zu können, sind 
entsprechend den vorliegenden Wirtschaftsplanungen der nächsten Jahre weitere Aufnahmen von 
Bankdarlehen vorgesehen. Durch die beabsichtigte Ausschüttung eines Teilbetrages des 
Jahresüberschusses des Geschäftsjahres 2022 in Höhe 1.800 TEUR an die Gesellschafter steht dieser 
nicht zur weiteren Stärkung der Eigenkapitalposition zur Verfügung. Finanzierungsprobleme 
bestehen noch nicht. 

Um die Liquidität sicherzustellen und die geplanten Investitionen sowie die vorzunehmenden 
Darlehenstilgungen durchführen zu können, sind entsprechend den vorliegenden 
Wirtschaftsplanungen der nächsten Jahre weitere Aufnahmen von Bankdarlehen vorgesehen. 
Durch die beabsichtigte Ausschüttung eines Teilbetrages des Jahresüberschusses des 
Geschäftsjahres 2022 in Höhe 1.800 TEUR an die Gesellschafter steht dieser nicht zur weiteren 
Stärkung der Eigenkapitalposition zur Verfügung. 
  



20 

 

Beteiligungsbericht 2024 SWB 

 
 

 

Weiter sind die Verbindlichkeiten um 2.764 TEUR auf 34.480 TEUR angestiegen. Infolge der 
Darlehensaufnahmen und der Inanspruchnahme der Kreditlinie haben sich dabei die 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten um 3.314 TEUR erhöht. 

Das Geschäftsjahr 2022 ist, im Vergleich zum geplanten Ergebnis, sehr gut verlaufen und liegt 
insgesamt einschließlich der Ergebnisübernahme aus der SWBEN mit einem positiven Ergebnis von 
2,6 Mio. € über der Erwartung.  

Die gesetzlichen Vertreter führen im Lagebericht aus, dass für 2023 infolge der gestiegenen Preise 
deutlich höhere Umsatzerlöse erwartet werden. Die Materialaufwendungen werden proportional 
zu den Umsatzerlösen preis- und mengenbedingt ebenfalls ansteigen. Die Abschreibungen werden 
infolge der fortgesetzten Investitionstätigkeit ansteigen. Die Personalaufwendungen werden durch 
Gehaltserhöhungen ebenfalls ansteigen. Insgesamt wird auf dieser Basis für 2023 zum aktuellen 
Zeitpunkt von einem niedrigeren Jahresüberschuss in Höhe von 1.814 TEUR ausgegangen. 
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Im Rahmen der Elektromobilität haben die Stadtwerke Burg bis 2022 insgesamt 50 Lösungen für 
den privaten und den gewerblichen Bereich implementiert. Fünf öffentliche Ladesäulen werden 
von den Stadtwerken Burg bewirtschaftet. Insbesondere im Bereich der gewerblichen 
Elektromobilität wurde auch im Jahr 2022 eine stark ansteigende Nachfrage nach umfangreichen 
Lösungen zur Errichtung und Bewirtschaftung von Lademöglichkeiten wahrgenommen. Im privaten 
Bereich stieg die Nachfrage deutlich an. Für beide Zielgruppen befinden sich 76 Projekte in der 
Umsetzung. 
 
Im Bereich der Photovoltaik wurde das Dienstleistungsangebot der Stadtwerke Burg weiter 
ausgebaut. So können Privatkunden über die Stadtwerke Burg eine PV-Anlage mit optionalem 
Speicher erwerben und so ihren Bedarf nach Strom aus dem öffentlichen Netz deutlich reduzieren. 
Große Nachfrage besteht weiterhin bei Mieterstrom-Lösungen der Stadtwerke Burg. Im Jahr 2022 
wurden drei Projekte umgesetzt. Darüber hinaus wurden bereits weitere Projekte für das Jahr 2023 
akquiriert und geplant. 
 
Auch im Bereich der Quartiersprojekte konnten sich die Stadtwerke Burg als Entwickler lokaler, 
innovativer und nachhaltiger Lösungen weiter etablieren. Gegenwärtig erarbeiten die Stadtwerke 
Burg zwei Quartierslösungen in Burg und dem Jerichower Land, bei denen die Sektoren der Strom- 
und Wärmeversorgung in energieeffizienter und klimaschonender Weise mit modernen Konzepten 
wie beispielsweise Elektromobilität verknüpft werden. Im Rahmen der Elektromobilität haben die 
Stadtwerke Burg bis 2022 insgesamt 50 Lösungen für den privaten und den gewerblichen Bereich 
implementiert. Fünf öffentliche Ladesäulen werden von den Stadtwerken Burg bewirtschaftet. 
Insbesondere im Bereich der gewerblichen Elektromobilität wurde auch im Jahr 2022 eine stark 
ansteigende Nachfrage nach umfangreichen Lösungen zur Errichtung und Bewirtschaftung von 
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Lademöglichkeiten wahrgenommen. Im privaten Bereich stieg die Nachfrage deutlich an. Für beide 
Zielgruppen befinden sich 76 Projekte in der Umsetzung. Im Bereich der Photovoltaik wurde das 
Dienstleistungsangebot der Stadtwerke Burg weiter ausgebaut. So können Privatkunden über die 
Stadtwerke Burg eine PV-Anlage mit optionalem Speicher erwerben und so ihren Bedarf nach Strom 
aus dem öffentlichen Netz deutlich reduzieren. Große Nachfrage besteht weiterhin bei 
Mieterstrom-Lösungen der Stadtwerke Burg. Im Jahr 2022 wurden drei Projekte umgesetzt. 
Darüber hinaus wurden bereits weitere Projekte für das Jahr 2023 akquiriert und geplant. 
Auch im Bereich der Quartiersprojekte konnten sich die Stadtwerke Burg als Entwickler lokaler, 
innovativer und nachhaltiger Lösungen weiter etablieren. Gegenwärtig erarbeiten die Stadtwerke 
Burg zwei Quartierslösungen in Burg und dem Jerichower Land, bei denen die Sektoren der Strom- 
und Wärmeversorgung in energieeffizienter und klimaschonender Weise mit modernen Konzepten 
wie beispielsweise Elektromobilität verknüpft werden. 
 
 

b) Ertragslage 
 

 
 
Im Geschäftsjahr 2022 ist unter Berücksichtigung der Ertragsteuern in Höhe von 1.086 TEUR 
insgesamt ein Jahresüberschuss in Höhe von 2.610 TEUR erwirtschaftet worden. Der 
Jahresüberschuss des Geschäftsjahres 2021 in Höhe von 14.116 TEUR ist durch die Sondereffekte 
der Netzausgliederung wesentlich beeinflusst gewesen. 
 
Mit der Positionierung als Jerichower Landwerk konnten auch im Jahr 2022 in Burg und dem 
Jerichower Land Neukunden, insbesondere Privat- und Gewerbekunden, beliefert werden. 
Wettbewerbsbedingte Kundenverluste hielten sich in Grenzen. Aufgrund der besonderen 
Beschaffungssituation und der damit verbundenen hohen Beschaffungskosten wurden die 
Aktivitäten zur Neukundengewinnung im Jahr 2022 zeitweise vollständig ausgesetzt. Perspektivisch 
bleibt der weitere Ausbau dieser Marktposition in einem durch intensiven Wettbewerb und die 
weitere Ausgestaltung der Energiewende geprägten Energiemarkt die Aufgabe und 
Herausforderung für die SWB. 
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Im Geschäftskundensegment konnte die Zusammenarbeit mit den ortsansässigen Unternehmen 
auf stetigem Niveau im Jahr 2022 fortgesetzt werden. Darüber hinaus beliefern die SWB, 
Geschäftskunden im Jerichower Land mit Strom bzw. Erdgas. Ziel ist ein weiterer Kundenaufbau im 
Jerichower Land und angrenzender Region zur sukzessiven Ablösung des bundesweiten Vertriebes. 
 
Bereits zum vierzehnten Mal in Folge wurde die SWB in den Bereichen Strom und Erdgas als „Top 
Lokalversorger" ausgezeichnet. Das Energieverbraucherportal bewertet Energieversorger und ihre 
Produkte nicht anhand aktueller Lockangebote. Preis, aber auch regionales Engagement, 
Servicequalität und Umweltengagement fließen in die Bewertung ein. Auswirkungen auf Natur und 
Umwelt stehen im Fokus der SWB. Seit 2022 sind die Stadtwerke Burg Teil der Stadtwerke-Initiative 
Klimaschutz. Diese, von der ASEW koordiniert, unterstützt die Stadtwerkewelt dabei, gemeinsam 
den Weg hin zu einer treibhausgasneutralen Wirtschaft zu beschreiten. Dabei soll die 
Zusammenarbeit zwischen Kommune und Stadtwerk gestärkt werden, um generationengerechte 
Ziele vor Ort verwirklichen zu können und die regionale Wertschöpfung zu steigern. 
 
Darüber hinaus unterstützen die SWB, Aktivitäten in der Stadt Burg und im Jerichower Land in den 
Bereichen Kultur, Sport und Soziales. Damit trägt die SWB dazu bei, die Lebensqualität aller 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen. 
 
Eine Betrachtung nach Sparten zeigt folgendes Bild: 

 
 
Im Jahr 2022 erzielten die SWB nach Abzug der Strom- und Energiesteuer Umsatzerlöse in Höhe 
von 57,7 Mio. €. Die erzielten Umsatzerlöse liegen damit 6,2 Mio. € über denen des Vorjahres und 
9,1 Mio. € über Plan. Die Erhöhung der Umsatzerlöse im Vergleich zum Vorjahr resultieren im 
Wesentlichen aus den in 2022 angepassten Verkaufserlösen basierend auf gleichermaßen 
gestiegenen Beschaffungskosten im Bereich Strom und Gas. Darüber hinaus liegt die vertriebliche 
Absatzmenge an Endkunden im Saldo sämtlicher versorgter Kundengruppen über den 
Planansätzen. Die im eigenen Blockheizkraftwerk erzeugten Strommengen wurden an fremde 
Händler sowie an der Energiebörse EEX verkauft und sind mit 2,195 Mio. € in den Umsätzen 
enthalten. 
Auf die einzelnen Sparten entfallen Umsatzerlöse für Stromverkauf (nach Abzug Stromsteuer) 32,6 
Mio. €, für Gasverkauf (nach Abzug Energiesteuer) 14,2 Mio. €, für Wärmeverkauf 4,2 Mio. € und 
sonstige Nebenerlöse inklusive der Auflösung von Baukostenzuschüssen 4,1 Mio. €. Darüber hinaus  
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sind in den Umsatzerlösen sonstige Erträge aus Pachtzins, Dienstleistungsentgelt sowie sonstige 
Erträge aus Mieten und Pachten in Höhe von 2,6 Mio. € enthalten. 
 
 

  

 

c) Finanzlage 

Die Kapitalflussrechnung gliedert die Zahlungsströme nach den Bereichen Geschäfts-, Investitions- 
und Finanzierungstätigkeit. 
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Grafisch stellt es sich folgend dar: 
 

 

 

Der Finanzmittelbestand zum 31. Dezember 2022 setzt sich dabei aus Bankguthaben in Höhe von 
1.207 T€ (i. V. 415 T€) und kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 
3.065 T€ (i. V. 677 T€) zusammen. 

 

d) Abschlussprüfer 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Stadtwerke Burg GmbH wurde von der PKF Fasselt 
Partnerschaft mbB ∙ Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ∙ Steuerberatungsgesellschaft ∙ 
Rechtsanwälte, Duisburg, geprüft und ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. Die 
Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Burg GmbH ist der Empfehlung des Aufsichtsrates vom 
24.05.2023 gefolgt und hat den Jahresabschluss zum 31.12.2022 festgestellt sowie den 
Geschäftsführern für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt.  
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3.1.4. Grundzüge des Geschäftsverlaufs 
 (Auszug aus dem Lagebericht der Geschäftsführung; Stand: 26.04.2023) 
 
Unternehmensentwicklung 

Mit der Positionierung als Jerichower Landwerk konnten auch im Jahr 2022 in Burg und dem 
Jerichower Land Neukunden, insbesondere Privat- und Gewerbekunden, beliefert werden. 
Wettbewerbsbedingte Kundenverluste hielten sich in Grenzen. Aufgrund der besonderen 
Beschaffungssituation und der damit verbundenen hohen Beschaffungskosten wurden die 
Aktivitäten zur Neukundengewinnung im Jahr 2022 zeitweise vollständig ausgesetzt. Perspektivisch 
bleibt der weitere Ausbau dieser Marktposition in einem durch intensiven Wettbewerb und die 
weitere Ausgestaltung der Energiewende geprägten Energiemarkt die Aufgabe und 
Herausforderung für die SWB. 

Im Geschäftskundensegment konnte die Zusammenarbeit mit den ortsansässigen Unternehmen 
auf stetigem Niveau im Jahr 2022 fortgesetzt werden. Darüber hinaus beliefern die SWB, 
Geschäftskunden im Jerichower Land mit Strom bzw. Erdgas. Ziel ist ein weiterer Kundenaufbau im 
Jerichower Land und angrenzender Region zur sukzessiven Ablösung des bundesweiten Vertriebes. 

Bereits zum vierzehnten Mal in Folge wurde die SWB in den Bereichen Strom und Erdgas als „Top 
Lokalversorger" ausgezeichnet. Das Energieverbraucherportal bewertet Energieversorger und ihre 
Produkte nicht anhand aktueller Lockangebote. Preis, aber auch regionales Engagement, 
Servicequalität und Umweltengagement fließen in die Bewertung ein. 

Auswirkungen auf Natur und Umwelt stehen im Fokus der SWB. Seit 2022 sind die Stadtwerke Burg 
Teil der Stadtwerke-Initiative Klimaschutz. Diese, von der ASEW koordiniert, unterstützt die 
Stadtwerkewelt dabei, gemeinsam den Weg hin zu einer treibhausgasneutralen Wirtschaft zu 
beschreiten. Dabei soll die Zusammenarbeit zwischen Kommune und Stadtwerk gestärkt werden, 
um generationengerechte Ziele vor Ort verwirklichen zu können und die regionale Wertschöpfung 
zu steigern. 

Darüber hinaus unterstützen die SWB, Aktivitäten in der Stadt Burg und im Jerichower Land in den 
Bereichen Kultur, Sport und Soziales. Damit trägt die SWB dazu bei, die Lebensqualität aller 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen. 

 
Umsatzentwicklung 

Im Jahr 2022 erzielten die SWB nach Abzug der Strom- und Energiesteuer Umsatzerlöse in Höhe 
von 57,7 Mio. €. Die erzielten Umsatzerlöse liegen damit 6,2 Mio. € über denen des Vorjahres und 
9,1 Mio. € über Plan. Die Erhöhung der Umsatzerlöse im Vergleich zum Vorjahr resultieren im 
Wesentlichen aus den in 2022 angepassten Verkaufserlösen basierend auf gleichermaßen 
gestiegenen Beschaffungskosten im Bereich Strom und Gas. Darüber hinaus liegt die vertriebliche 
Absatzmenge an Endkunden im Saldo sämtlicher versorgter Kundengruppen über den 
Planansätzen. Die im eigenen Blockheizkraftwerk erzeugten Strommengen wurden an fremde 
Händler sowie an der Energiebörse EEX verkauft und sind mit 2,195 Mio. € in den Umsätzen 
enthalten. Auf die einzelnen Sparten entfallen Umsatzerlöse für Stromverkauf (nach Abzug 
Stromsteuer) 32,6 Mio. €, für Gasverkauf (nach Abzug Energiesteuer) 14,2 Mio. €, für 
Wärmeverkauf 4,2 Mio. € und sonstige Nebenerlöse inklusive der Auflösung von Baukostenzu- 
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schüssen 4,1 Mio. €. Darüber hinaus sind in den Umsatzerlösen sonstige Erträge aus Pachtzins, 
Dienstleistungsentgelt sowie sonstige Erträge aus Mieten und Pachten in Höhe von 2,6 Mio. € 
enthalten. 
 
 
Erdgasversorgung 

Im Jahr 2022 wurden insgesamt 170,0 Mio. kWh (i. V. 203,3 Mio. kWh) Erdgas an Kunden der SWB 
verkauft. Der Absatz liegt mit 33,3 Mio. kWh unter dem Vorjahr. In den Kundensegmenten Privat- 
und Gewerbekunden sowie Geschäftskunden liegt der Erdgasabsatz witterungsbedingt unter dem 
des Vorjahres. Darüber hinaus haben die seit September 2022 geltenden Energiesparmaßnahmen 
einen Einfluss auf das Abnahmeverhalten in sämtlichen Kundengruppen. 

Die Verkaufspreise für Privat- und Gewerbekunden wurden zum 01.01.2022 entsprechend der 
Gaspreisentwicklung sowie der Veränderung der Netzentgelte, Abgaben und Steuern angepasst. 
Weitere unterjährige Preisanpassungen der Ersatz- und Grundversorgungstarife erfolgten auf Basis 
der Beschaffungspreise unter Berücksichtigung von Risikoaufschlägen. 

Der Erdgasumsatz beträgt vor Abzug der Energiesteuer 15,2 Mio. € (i. V. 11,0 Mio. €). Gemäß 
Energiesteuergesetz werden aus den Umsatzerlösen 0,9 Mio. € (im Vorjahr 1,1 Mio. €) Steuern an 
das Hauptzollamt abgeführt. 

Für die dezentrale Wärmeerzeugung und den Betrieb des Heizkraftwerkes wurden 66,0 Mio. kWh 
Erdgas (i. V. 70,4 Mio. kWh) bereitgestellt. 

Die Gasbeschaffung erfolgte im Jahr 2022 bei vier Handelspartner. Im Rahmen eines 
Dienstleistungsvertrages wickelt die GELSENWASSER AG das Bilanzkreismanagement der SWB ab. 
 
 
Wärmeversorgung 

Die Sparte Wärme beinhaltet die Wärme- und Stromerzeugung im Heizkraftwerk Burg-Süd und 
darüber hinaus die Wärmeerzeugung in dezentralen Anlagen (inkl. Heizwerk Burg-Nord).  

Die Wärmelieferungen in Höhe von 25,1 Mio. kWh (i. V. 28,5 Mio. kWh) liegen im Geschäftsjahr 
2022 mit 3,4 Mio. kWh unter dem Vorjahr. Die Absatzverringerung ist im Wesentlichen 
witterungsbedingt sowie auf Sparmaßnahmen der Kunden zurückzuführen. Der Planansatz für 2022 
erfolgte temperaturbereinigt und basierte auf dem 5 Jahresmittel der Gradtagszahlen. Die geplante 
Absatzmenge in Höhe von 27,0 Mio. kWh wurde mit 1,9 Mio. kWh unterschritten. Das 
Kundenportfolio konnte im Jahr 2022 um 3 Anschlüsse erweitert werden. 
 
 
Neue Geschäftsfelder 

Im Rahmen der Elektromobilität haben die Stadtwerke Burg bis 2022 insgesamt 50 Lösungen für 
den privaten und den gewerblichen Bereich implementiert. Fünf öffentliche Ladesäulen werden 
von den Stadtwerken Burg bewirtschaftet. Insbesondere im Bereich der gewerblichen 
Elektromobilität wurde auch im Jahr 2022 eine stark ansteigende Nachfrage nach umfangreichen 
Lösungen zur Errichtung und Bewirtschaftung von Lademöglichkeiten wahrgenommen. Im privaten  
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Bereich stieg die Nachfrage deutlich an. Für beide Zielgruppen befinden sich 76 Projekte in der 
Umsetzung. 

Im Bereich der Photovoltaik wurde das Dienstleistungsangebot der Stadtwerke Burg weiter aus-
gebaut. So können Privatkunden über die Stadtwerke Burg eine PV-Anlage mit optionalem Speicher 
erwerben und so ihren Bedarf nach Strom aus dem öffentlichen Netz deutlich reduzieren. Große 
Nachfrage besteht weiterhin bei Mieterstrom-Lösungen der Stadtwerke Burg. Im Jahr 2022 wurden 
drei Projekte umgesetzt. Darüber hinaus wurden bereits weitere Projekte für das Jahr 2023 
akquiriert und geplant. 

Auch im Bereich der Quartiersprojekte konnten sich die Stadtwerke Burg als Entwickler lokaler, 
innovativer und nachhaltiger Lösungen weiter etablieren. Gegenwärtig erarbeiten die Stadtwerke 
Burg zwei Quartierslösungen in Burg und dem Jerichower Land, bei denen die Sektoren der Strom- 
und Wärmeversorgung in energieeffizienter und klimaschonender Weise mit modernen Konzepten 
wie beispielsweise Elektromobilität verknüpft werden. 

 
Investitionen 

Insgesamt wurden 1,11 Mio. € an Investitionen durchgeführt. Von den Investitionen in Sachanlagen 
entfallen 0,52 Mio. € auf den Vertrieb, 0,27 Mio. € auf die Wärmeversorgung sowie 0,32 Mio. € auf 
gemeinsame Bereiche. 

 
 

Die durchgeführten Investitionen dienen dem Ausbau beziehungsweise der Erneuerung der 
vorhandenen Anlagen der jeweiligen Sparte. Vertriebliche Investitionen betreffen insbesondere 
Mieterstromprojekte sowie Quartierslösungen verknüpft mit integrierten PV- Speicher- und 
Mobilitätslösungen. Investitionen der gemeinsamen Bereiche betreffen Büro und 
Geschäftsausstattung. 
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Konzessionsabgabe (gesetzliche Herkunft): 

Die Konzessionsabgabe wird seit Dezember 2021, infolge der Netzausgliederung, durch die SWBEN 
abgewickelt. 
 
Risikomanagement und Revision 

Maßgebliche Voraussetzung für Entscheidungen sind eine fortlaufende Identifikation, Analyse und 
Bewertung von betrieblichen Risiken und deren Steuerung. Die SWB hat alle erkennbaren Risiken 
und Maßnahmen in einer Risikoinventur erhoben und auf Basis des derzeitigen Risikohandbuches 
in einem Risikotool zusammengefasst. Die Überprüfung der gegenwärtigen Risikolage hat ergeben, 
dass derzeit keine Risiken bestehen, die den Fortbestand des Unternehmens gefährden. Auch für 
die Zukunft sind solche Risiken nicht erkennbar. Für mögliche Schadens- und Haftungsfälle sind 
Versicherungen abgeschlossen, die die Auswirkungen auf das Unternehmen begrenzen. 

Die SWB sind den Preisschwankungen der Handelsmärkte voll unterworfen. Die daraus 
resultierenden finanziellen Auswirkungen auf das Unternehmen sind von substanzieller Bedeutung. 
Während die Preisbildung an den internationalen und nationalen Märkten von der SWB nicht 
beeinflusst werden kann, bestehen jedoch Möglichkeiten, durch Instrumente und Produkte des 
Marktes die damit verbundenen Risiken zu bewerten und zu begrenzen. Zur Steuerung der 
Aktivitäten für Energiebeschaffung und -vermarktung sowie der damit verbundenen Umsetzung 
einer vorausschauenden Risikopolitik sind deshalb die Rahmenbedingungen, Verantwortlichkeiten 
und Portfoliostrategien in einem Risikohandbuch für Beschaffung und Vermarktung niedergelegt.  

Die schon in früheren Geschäftsjahren erwähnten strukturellen Risiken aus Wohnungsleerstand 
bzw. Stadtumbau Ost sowie marktbedingt aus dem Wechsel von Kunden zu anderen Versorgern 
bleiben bestehen. 

Gleiches gilt auch für Risiken auf Grund behördlicher Vorgaben im Rahmen der Anreizregulierung 
von Elektrizitäts- und Gasverteilnetzen. 

Um Risiken aus möglichen Forderungsausfällen zu begrenzen, bediente sich die SWB auch im Jahr 
2022 der Bonitätsabfrage ausgewählter Kunden bei der Creditreform. Darüber hinaus erfolgt vor 
Abschluss von neuen Lieferverträgen eine automatisierte Bonitätsabfrage im Abrechnungssystem. 

Mittels abgestimmter Jahresprüfungsplanungen wird eine interne Revision ausgewählter 
Geschäftsvorfälle bei SWB sichergestellt. Die wesentliche Revisionstätigkeit führt dabei im Rahmen 
beauftragter Dienstleistungen die interne Revisionsabteilung der GELSENWASSER AG durch. 
Prüfungsschwerpunkte im Jahr 2022 bezogen sich auf die drei im Rahmen eines IKS-Checks 
turnusmäßig durchgeführten Testläufe. Diese waren identifizierte beendete Verträge, die nicht 
schlussgerechnet wurden, „manipulierte Gutschriftzahlungen" die darauf ausgerichtet sind, 
potentielle Betrugsfälle aufzudecken und Vermögensschädigungen zu vermeiden sowie 
Abweichungen zwischen der Netznutzungsrechnung des Netzbetreibers und der 
Weiterberechnung an den Endkunden. Ebenfalls werden die vom Netzbetreiber in Rechnung 
gestellten Konzessionsabgaben  

auf Plausibilität geprüft. Prüfungsfeststellungen haben sich in diesem Zusammenhang ergeben bzw. 
konnten in ihrer Korrektheit bestätigt werden. Darüber hinaus gab es zwei weitere Prüfungen zu 
wiederkehrenden Wartungs- und Inspektionsarbeiten an fest verbundenen Gebäudeteilen sowie 
die an Vermittelnde und Kunden gezahlte Provisionen für Vertragsabschlüsse im Gas- und  
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Strombereich. Die daraus resultierenden Feststellungen werden berücksichtigt bzw. finden 
Anwendung in einer neuausgestalteten Vereinbarung zur Zahlung von Provisionen. 

Auch im Jahr 2022 waren die Auswirkungen aus der Coronavirus-Pandemie weiterhin spürbar. 
Risiken für die Geschäftsentwicklung und den zukünftigen Geschäftsverlauf der Gesellschaft sind 
nach wie vor nicht ausschließbar. Zu nennen sind mögliche Risiken aus der Verzögerung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, bei der Durchführung von Instandhaltungs-, 
Modernisierungs- und Baumaßnahmen verbunden mit dem Risiko von Kostensteigerungen und der 
Verzögerung von geplanten Maßnahmen. Aktuell unterliegt die Entwicklung des 
Forderungsbestandes gegenüber Verbrauchern und Kleinstgewerbetreibenden einem gesondert 
eingeführten Monitoring. Zu allen Geschäftskunden besteht ein direkter vertrieblicher Kontakt, um 
frühzeitig auf veränderte Abnahmesituationen reagieren zu können. 

Der russische Angriffskrieg in der Ukraine zu Beginn des Jahres 2022 hatte die vermeintliche 
Rückkehr zu einer „neuen Normalität" nach der COVID-19-Pandemie abrupt unterbrochen und 
führte in weiterer Folge zu einer Reihe neuer globaler Krisen. Eine beispiellose Verknappung und 
damit verbundene Verteuerung insbesondere bei Rohstoffen und Energie, haben das globale 
Risikoumfeld 2022 wesentlich beeinflusst. Die Stadtwerke Burg GmbH war dadurch 2022 
unmittelbar von den massiv gestiegenen Energiekosten, betroffen. Der aus den gestiegenen 
Energiekosten resultierende signifikante Preisanstieg sowie die Verknappungen in diesem Bereich, 
haben das Geschäftsergebnis im Jahr 2022 nicht belastet. Sämtliche Kostenerhöhungen sowie 
gestiegene Beschaffungspreispreise inklusive Risikoaufschläge wurden an den Letztverbraucher 
weitergegeben. 

Risiken wie Unterbrechungen in der Lieferkette, Cyberangriffe sowie die Folgen des Klimawandels 
gewinnen stetig an Bedeutung. 

Insbesondere steht die Preisentwicklung für Haushaltskunden, sowie gewerbliche und industrielle 
Kunden im Strom- und Gasmarkt im Monitoring. Kündigungen von Lieferantenrahmenverträgen 
und Bilanzkreisschließungen führten bereits zur Aufnahme zusätzlicher Kunden in die Grund- und 
Ersatzversorgung im Strom- und Gasbereich. Umgesetzte Preisanpassungen der 
Grundversorgungstarife federn aktuell Risiken diesbezüglich ab. Auch die vertraglich gebundenen 
Kontrahenten mit denen aktuell Lieferbeziehungen bestehen, unterliegen einem gesonderten 
Monitoring und sind Bestandteil der regelmäßig stattfindenden Risikobewertung. 
  
Ausblick 

Die SWB bietet auch im Jahr 2023 eine zuverlässige und preisgünstige Energieversorgung. Die 
Unternehmensplanung für das Wirtschaftsjahr 2023 wurde unter sorgfältiger Bewertung der 
Entwicklung der Wirtschaft und Einwohner in der Region, der Fortschreibung der gesetzlichen 
Anforderungen und der zu erwartenden weiteren Veränderungen des Energiemarktes erarbeitet. 
Dem Klimawandel wurde in der Planung durch eine erneute Reduzierung der Absatzerwartungen 
pro Kunde Rechnung getragen. 

Seit 01.03.2023 greifen in Deutschland die staatlichen Preisbremsen für Strom, Gas und 
Fernwärme. Die Preise werden für einen Grundbedarf je nach Kundengruppe unterschiedlich auf 
Basis des Vorjahresverbrauchs gedeckelt. Kunden werden rückwirkend auch für Januar und Februar 
entlastet. Die Preisbremsen waren im Herbst beschlossen worden. Sie werden aus einem  
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milliardenschweren Sondertopf des Bundes bezahlt, der über Schulden finanziert wird. Damit 
werden die Folgen der Krisen für die Kunden und die Wirtschaft abgefedert. 

Unter Berücksichtigung des gegenwärtig unsicheren wirtschaftlichen Umfeldes sind Prognosen für 
das Geschäftsjahr 2023 mit Unsicherheiten verbunden. Die offene Dauer sowie der Umfang der 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Pandemiebekämpfung und der Russland-Ukraine-Konflikt 
machen es dabei schwierig negative Auswirkungen auf den Geschäftsverlauf zuverlässig 
einzuschätzen. Der Veränderungsdruck auf die Stadtwerkebranche und die kommunale Wirtschaft 
ist groß. Ob Klimaneutralität und Dekarbonisierung — das Thema Nachhaltigkeit in all seinen 
Facetten ist dabei ein zentraler Treiber. Dies bringt für die Branche große Herausforderungen, aber 
auch Chancen mit sich. Verbunden ist das auch mit einer Vielzahl neuer regulatorischer 
Anforderungen und Berichtspflichten. 

Die Energiebranche spielt eine entscheidende Rolle als zentrale Grundlage für wirtschaftliche 
Entwicklung und gesellschaftliches Zusammenleben. Die aktuellen Folgen der COVID-19 Pandemie 
und die Bewältigung der Folgen aus der Ukraine-Konflikt-Krise und deren Auswirkungen sind auch 
in der Energiewirtschaft spürbar und werden einen starken Anpassungs- und Innovationsdruck 
auslösen. Hier gilt es, auch in Zukunft primär die Daseinsvorsorge vor Ort zu sichern und die 
Resilienz aufrecht zu erhalten. Eine sichere und saubere Energieversorgung muss ein 
Stabilitätsanker bleiben. 

Das Investitionsbudget der SWB beträgt im Jahr 2023 insgesamt 2.731 T€. 

Mit der Modernisierung der Leit- und Steuerungstechnik des Heizkraftwerkes und der 
Überwachung des Fernwärmenetzes wird der wirtschaftlich optimale Betrieb des 
Fernwärmesystems gesichert. Durch die schrittweise Erschließung der Potenziale von 
Umweltwärme und nicht vermeidbarer Abwärme wird die Fernwärmeversorgung auf zukünftige 
Bedarfe und Anforderungen der Kunden ausgerichtet. Dadurch begünstigte Möglichkeiten zur 
Verdichtung und Erweiterung des Fernwärmenetzes durch zusätzliche Anschlussnehmer werden 
weiterhin konsequent genutzt. Für die bestehende Nachfrage von Kunden außerhalb des 
Einzugsbereichs der Fernwärme wird die Energielieferung mit dezentralen Anlagen (Contracting) 
ausgebaut. 

Alle Formen der Nutzung erneuerbarer Energien werden in dem jetzigen, in seinen 
Rahmenbedingungen weiterhin anspruchsvollen Umfeld auf ihre Chancen für die Entwicklung der 
Geschäftsfelder der SWB kontinuierlich geprüft. 

Der Wettbewerb um die Strom- und Gaskunden hält unverändert an, was zu Margen- und 
Kundenverlusten führen kann. Dem wirkt die SWB in seiner Unternehmensentwicklung mit einem 
weiteren, engagierten Ausbau der Marktposition im Jerichower Land entgegen. 

In den Energiesparten Strom und Gas wird die gesellschaftsrechtliche Trennung von Netz und 
Vertrieb weiterhin eine wesentliche Rolle spielen. Basierend auf dem Energiewirtschaftsgesetz und 
den darauf aufbauenden Verordnungen bilden die zuletzt genehmigten Netzkosten im Bereich Gas 
und Strom auch im Jahr 2023 die Grundlage für die jährliche Erlösobergrenze auf Ebene der SWBEN. 

Die SWB wird auch in Zukunft unter den sich verschärfenden Wettbewerbsbedingungen als 
leistungsorientierte Dienstleisterin für die Stadtwerke Burg Energienetze GmbH zur Verfügung 
stehen. 
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Ziel für die SWB ist es, als Organisatorin einer Energiewende vor Ort die Bürger*Innen mit einem 
zeitgemäßen Produktportfolio zu überzeugen. Das Vertrauen unserer Kunden ist dabei unser 
wesentliches Kapital und Leitlinie unseres Handelns. Mit der Stadt Burg als Ursprung und Kern der 
Unternehmenstätigkeit werden gezielt die Chancen für die Sicherung und den Ausbau der 
Unternehmensaktivitäten vorzugsweise im Jerichower Land genutzt. 

Auf Basis der aktuellen Unternehmensplanungen werden für 2023 infolge der gestiegenen Preise 
deutlich höhere Umsatzerlöse erwartet. Die Materialaufwendungen werden proportional zu den 
Umsatzerlösen preis- und mengenbedingt ebenfalls ansteigen. Die Abschreibungen werden infolge 
der fortgesetzten Investitionstätigkeit ansteigen. Die Personalaufwendungen werden durch 
Gehaltserhöhungen ebenfalls ansteigen. Insgesamt wird auf dieser Basis für 2023 zum aktuellen 
Zeitpunkt von einem niedrigeren Jahresüberschuss in Höhe von 1,8 Mio. € ausgegangen. 
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3.2. Wasserverband Burg 
 

3.2.1. Grundlagen der Gesellschaft 

a) Sitz des Verbandes 

 
Blumenstr. 9 b 
39288 Burg 
Telefon: 0 39 21 – 93 63 0 
Telefax: 0 39 21 – 93 63 40 
info@wasserverband-burg.de 
Internet: www.wasserverband-burg.de  
 

b) Gründung des Verbandes 

07.10.94 
 

c) Verbandssatzung 

Verbandssatzung in der Fassung vom 19. Dezember 2011, zuletzt geändert durch die  
3. Änderungssatzung zur Verbandssatzung vom 5. Mai 2014. 
 

d) Verbandsmitglieder 

Stadt Burg  mit den Ortschaften: 
    Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Schartau, Reesen 
Stadt Möckern mit den Ortschaften: 
   Theeßen, Küsel, Grabow, Stresow 
Gemeinde Möser Ortschaft Schermen 
 

e) Verbandsorgane und deren Besetzung 

Verbandsgeschäftsführung 
Herr Mario Schmidt 
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3.2.2. Erfüllung öffentlicher Zweck 

Bei der wirtschaftlichen Betätigung des WVB in den Bereichen Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung handelt es sich um eine gemeinwohlorientierte Tätigkeit, die der engeren 
Daseinsvorsorge zugeordnet sind, so dass der öffentliche Zweck bereits gemäß § 128 Abs. 2 KVG 
LSA gesetzlich unterstellt wird. 

 

3.2.3. Jahresabschluss zum 31.12.2022 

Die Unterlagen für den Jahresabschlusses zum 31.12.2022 lagen bis zum Redaktionsschluss nicht 
vor und konnten somit nicht in der gewohnten Art und Weise in diesem Beteiligungsbericht  
dargestellt werden. Die Geschäftsführung des Wasserverbandes wurde mehrfach aufgefordert, die 
Unterlagen zu übersenden. Nach letzter Aussage der Geschäftsführung wurde der Entwurf des 
Abschlussberichtes zum Jahresabschluss 2022 durch die beauftragte Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft fertiggestellt, jedoch intern nicht abschließend geprüft. Die Auslieferung der 
Unterlagen erfolgte bis Redaktionsschluss nicht. 
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3.3. Landesgartenschau Burg 2018 GmbH i.L. 

3.3.1. Grundlagen der Gesellschaft 

a) Sitz der Gesellschaft 

In der Alten Kaserne 2 
39288 Burg 
Telefon: 03921 – 921 601 
 
 
Gründung der Gesellschaft 
15.01.2015: Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 15.01.2015; zuletzt geändert durch die 

1. Änderung vom 12.04.2016, (UR-Nr. 350/2016, Notarin Ramona Fiedler, Burg) 

b) Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens war die Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der 
Landesgartenschau Sachsen-Anhalt 2018 in Burg einschließlich temporärer Gestaltungs- sowie 
erforderlicher Rückbaumaßnahmen, ferner die Bündelung der Sponsoring-Aktivitäten. 
 
Die Gesellschaft war selbstlos tätig, sie verfolgte nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche, sondern 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51 ff der Abgabenordnung 
in der jeweils geltenden Fassung. Diese werden insbesondere verwirklicht durch: 
 
- Die Nahebringung der Artenvielfalt heimischer Pflanzenwelt und der Ökologie in das 

Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger für die Werte der Natur und ein natürlich 
ausgeprägtes Stadtbild. 

 
- Die Förderung nachhaltiger Nutzung natürlicher Ressourcen auf öffentlichen und privaten 

Flächen zum Wohle der Landschaftspflege und zur Schaffung wie Erhaltung natürlicher 
Lebensräume für die heimische Tierwelt. Die erfolgt auch durch begleitende Veranstaltungen 
zur Anlage und Erhaltung naturbelassener Gärten und Erholungsflächen. 

 
- Die Aufwertung der regionalen Identität in einer natürlichen und traditionswahrenden Umwelt 

durch Maßnahmen und Veranstaltungen der Heimatpflege. 

c) Stammkapital/Beteiligungsverhältnis bis zum 23.08.2022 

Stadt Burg (Alleingesellschafterin)      25.000 EUR   100 % 
 
 

3.3.2. Liquidation 

Liquidation/Vollbeendigung 

 
Mit Beschluss (BV 023/2019) vom 21. Februar 2019 wurde die Landesgartenschau Burg 2018 GmbH 
abgewickelt, um die Gesellschaft nicht weiter mit Kosten und Haftung zu belasten. Die Phase der  
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Liquidation (Sperrjahr) begann am 26.Februar 2020 mit dem Gläubigeraufruf und die GmbH wurde 
finanziell bis zur Beendigung der Liquidation durch den Gesellschafter ausgestattet.  
 
Im Jahr 2021 musste die Liquidation weitergeführt werden, da seit Oktober 2020 eine Klage beim 
Landgericht Stendal (Rechtsstreit Landesgartenschau Burg 2018 GmbH i. L. ./. Skupch - 23 O 366/20) 
anhängig war. Im laufenden Jahr 2021 wurde versucht, alle Forderungen der GmbH gegenüber 
Dritten sowie Forderungen an die GmbH zu klären. Neben dem Stadtratsbeschluss wurde ein 
Auflösungsbeschluss durch die Gesellschafterversammlung gefasst. Die damalige Geschäfts-
führerin ist seit dem 1. Januar 2020 als Liquidatorin gem. § 66 (1) GmbHG bestellt worden. Die 
ursprüngliche Auflösung war bis zum 31. Dezember 2020 geplant gewesen. Die Löschung der GmbH 
aus dem Handelsregister im Rahmen des Liquidationsverfahrens kam jedoch nicht in Betracht, da 
die vorgenannten Abwicklungsmaßnahmen erforderlich waren. Durch den zwangsläufigen 
Fortbestand der Gesellschaft wurden die jeweiligen Wirtschaftsjahre, nunmehr 2020 und 2021, zu 
prüfen. Letztendlich wurden sämtliche gegenseitigen Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem ehemaligen Geschäftsführer durch einen Vergleich abgegolten und damit war der Rechtsstreit 
beendet. 
 
Durch die Einigung vor Gericht zum Jahresanfang 2022 konnte nunmehr die Liquidation bis zur 
Jahresmitte 2022 forciert werden. Grundsätzlich endet die Liquidation, wenn keine 
Abwicklungsmaßnahmen mehr erforderlich sind.  
 
Die Liquidationsschlussbilanz zum 30. Juni 2022 wurde mit Gesellschafterbeschluss Nr. 03-2022 auf 
der Gesellschafterversammlung am 20. Juli 2022 bestätigt. Die Beendigung des 
Abwicklungsverfahrens ist zudem Voraussetzung für die Löschung der GmbH im Handelsregister 
und damit grundsätzlich auch der Vollbeendigung der GmbH als Rechtsträgerin. Der Antrag zur 
Löschung wurde am 2. August 2022 im Notariat beurkundet. Die Schlussrechnung wurde 
anschließend gelegt und der Abschluss der Liquidation zur Eintragung beim Handelsregister gem. § 
74 Abs. 1 GmbHG angemeldet. Die Löschung im Handelsregister erfolgte am 23.08.2022. 
 
Am 10. August 2022 wurde durch die Liquidatorin das Geschäftskonto geschlossen und die 
Ausschüttung als Überweisung auf das Konto der Stadt Burg vorgenommen. Nachfolgende 
Zahlungen (Gutschrift Versicherung, Erstattung Finanzamt und Zinsen aus dem Rechtsstreit etc.) im 
Rahmen der Liquidation wurden erfolgsneutral im Haushalt auf einem separaten Beleg der Stadt 
Burg verbucht. Die Gesellschaft ist dann vollbeendet, wenn die Beendigung der Liquidation und die 
Löschung der Gesellschaft im Handelsregister eingetragen sind. Die Löschung erfolgte am 
23.08.2022. 
 
Überschussverwendung 
 
Der Gesellschaftsvertrag der LAGA Burg 2018 GmbH regelt bezüglich der Auflösung bzw. Liquidation 
im § 20 (Auflösung der Gesellschaft) Folgendes: „Bei Auflösung der Gesellschaft oder Aufhebung 
der Gesellschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks fällt das gesamte Vermögen der 
Gesellschaft an die Stadt Burg. 
Der Anteil, der die Kapitaleinlage und die Sacheinlage des Gesellschafters übersteigt ist für 
gemeinnützige Zweck auf dem Gebiet der Landesgartenschau einzusetzen.“ 
 
Der Gesellschaftsvertrag ist mit Beschluss 055/2014 und einer Änderung durch Beschluss 
168/2015/1 (ohne Änderung des § 20) vom Stadtrat bestätigt worden. Damit sind die von der LAGA 
GmbH 2018 zu erwartenden Einzahlungen teilweise als zweckgebunden zu bewerten. 
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Das bedeutete im Einzelnen: Der Anteil der Kapitaleinlage betrug 25.000 EUR. Von der 
Ausschüttung der Vermögenswerte musste folglich die Kapitaleinlage abgezogen werden. Somit 
war für gemeinnützige Zweck auf dem Gebiet der Landesgartenschau das verbliebene Kapital zu 
verwenden. Diese Summe wird in den kommenden Haushaltsjahren für die Bewirtschaftung und 
Pflege der Flächen der Landesgartenschau eingesetzt. 
 
Der Gesellschafter hat den Aufsichtsrat und die Liquidatorin per Gesellschafterbeschluss entlastet. 
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4. Einzelberichterstattungen mittelbare Beteiligungen 

4.1. Stadtwerke Burg Energienetze GmbH 

4.1.1. Grundlagen der Gesellschaft 

a) Sitz der Gesellschaft  

Niegripper Chaussee 38 a 
39288 Burg 
Telefon: 03921 – 48 22 50 
Telefax: 03921 – 48 22 550 
Internet: www.swben-burg.de 

b) Gründungsjahr 

 
2006: Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 05.12.2006 (Ur.-Nr. 1489/2006, Notar Andreas 

Zoch, Burg) 
2021: Umstrukturierung im Netzbereich der SWB Burg GmbH (Ausgliederung) 

c) Gesellschafter 

         Stammkapitalanteil 
Stadtwerke Burg GmbH      25.000 EUR (100 %) 

d) Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb, die Errichtung, der Erwerb und die Unterhaltung 
einschließlich Instandhaltung sowie Aufbau und Ausbau von Energieversorgungsnetzen 
einschließlich der zu deren Betrieb notwendigen Anlagen und Grundstücke. 
Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die mit dem 
Gesellschaftszweck zusammenhängen oder diesen fördern; insbesondere zur Anpachtung von 
Energieversorgungsnetzen und zu Beteiligung an Netzgesellschaften sowie zur Erbringung von 
Dienstleistungen mit Netz- und Energiebezug. Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch 
Dienstleistungen von anderen Unternehmen beziehen. 

e) Organe der Gesellschaft 

Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung und die Geschäftsführung. 

Aktuell hat die Gesellschaft einen Geschäftsführer. 
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f) Beschäftigte Arbeitnehmer*innen 

 
 
Am 31.12.2022 waren neben dem Geschäftsführer durchschnittlich 25 Mitarbeiter im 
Unternehmen beschäftigt. Entsprechende Fachkräfte, gerade im Technikbereich zu finden, 
gestaltet sich zukünftig immer zeitaufwendiger und schwieriger.  
 

4.1.2. Erfüllung des öffentlichen Zwecks 
 
Mit der Gründung der SWBEN GmbH wird die vom Energiewirtschaftsgesetz vorgegebene 
Verpflichtung zur Unabhängigkeit der Netzbetreiber von den Tätigkeitsbereichen der 
Energieversorgung sichergestellt. (Entflechtung von Verteil- und Transportnetze - §§ 6a bis 10e 
EnWG) 
 

4.1.3. Jahresabschluss zum 31.12.2022 

a) Vermögenslage 
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Die Bilanzsumme ist um 1.573 TEUR auf 31.412 TEUR angestiegen. Auf der Aktivseite hat sich dabei 
das Anlagevermögen um 1.519 TEUR auf 26.953 TEUR erhöht. Weiter ist ein Anstieg der 
Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände um 749 TEUR zu verzeichnen gewesen. Vor 
allem infolge der Investitionstätigkeit sind die liquiden Mittel um 804 TEUR zurückgegangen. 
 
Auf der Passivseite haben sich vor allem die Rückstellungen um 911 TEUR auf 2.201 TEUR erhöht. 
Dies ist vor allem auf die um 1.048 TEUR höhere Rückstellung für ausstehende Rechnungen 
zurückzuführen. Die Rückstellung für ausstehende Rechnungen beinhaltet vor allem die 
Aufwendungen aus den offenen Abrechnungen für EEG- und KWK-Einspeisevergütungen sowie aus 
offenen Abrechnungen für vorgelagerte Netze. Weiter sind die Verbindlichkeiten um 643 TEUR auf 
5.874 TEUR angestiegen. Hier sind vor allem die um 671 TEUR höheren Verbindlichkeiten 
gegenüber der SWB enthalten. 
 
Der gesetzliche Vertreter führt im Lagebericht aus, dass für 2023 bei normaler Witterung aufgrund 
von gestiegenen Netzentgelten insgesamt leicht höhere Umsatzerlöse erwartet werden. Die 
Materialaufwendungen werden proportional zu den Umsatzerlösen preis- und mengenbedingt 
ebenfalls ansteigen. Die Abschreibungen werden infolge der fortgesetzten Investitionstätigkeit 
ansteigen. Die Personalaufwendungen werden durch Gehaltserhöhungen ebenfalls ansteigen.  
 
Insgesamt wird auf dieser Basis für 2023 zum aktuellen Zeitpunkt von einem niedrigeren 
Jahresergebnis vor Gewinnabführung ausgegangen. 
 
Im Zusammenhang mit der Netzausgliederung ist im Jahr 2021 die Bildung der Kapitalrücklage in 
Höhe von 20.774 T€ durch die Einbringung des Teilbetriebs Netze der SWB erfolgt. Diese besteht 
unverändert fort. 
 
Die sonstigen Rückstellungen in Höhe von 2.197 T€ berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und 
ungewissen Verpflichtungen. Sie betreffen im Wesentlichen Rückstellungen für ausstehende 
Rechnungen, eine Rückstellung für periodenübergreifende Saldierung sowie sonstige 
Verpflichtungen. 
 
Seit dem 1. Januar 2007 ist die SWBEN eine 100-prozentige Tochter der SWB. Die SWB ist als 
Gesellschafterin mit Geschäftsanteilen in Höhe von 50 T€ (i. V. 50 T€) am Stammkapital der SWBEN 
beteiligt. Im Zusammenhang mit der Netzausgliederung im Jahr 2021 ist die Bildung der 
Kapitalrücklage in Höhe von 20.774 T€ durch die Einbringung des Teilbetrieb Netze der SWB erfolgt, 
diese besteht in gleicher Höhe in 2022. 
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b) Ertragslage 

 
 
Die Umsatzerlöse haben sich um 234 TEUR auf 16.106 TEUR erhöht. Die Umsatzerlöse in der Sparte 
Elektrizitätsverteilung sind infolge von gestiegenen Netzentgelten trotz niedrigeren 
Netznutzungsmengen von 7.625 TEUR um 296 TEUR auf 7.921 TEUR angestiegen. Die Umsatzerlöse 
in der Sparte Gasverteilung sind durch witterungsbedingt niedrigere Netznutzungsmengen trotz 
höherer Netzentgelte um 407 TEUR auf 4.396 TEUR zurückgegangen. 
 
Weiter sind die Umsatzerlöse aus Mehr- und Mindermengenabrechnungen um 1.094 TEUR auf 
1.262 TEUR angestiegen. Wesentliche Ursache sind die nicht geplanten Mengenentwicklungen, vor 
allem im Gasnetz. Im Zusammenhang mit der deutlich wärmeren Witterung sowie die 
Einsparbemühungen infolge der deutlich gestiegenen Preise durch die Kunden waren deutliche 
Mengenrückgänge im Gasnetz zu verzeichnen. Die Differenz zwischen geplanten und tatsächlichen 
Mengen wird von der SWBEN einerseits mit den im Netz tätigen Vertrieben (Ausweis in den 
Materialaufwendungen) und andererseits mit dem Marktgebietsverantwortlichen (Ausweis in den 
Umsatzerlösen) abgewickelt. 
 
Darüber hinaus sind die Umsatzerlöse aus der Weiterberechnung der EEG-Einspeisevergütungen 
an den zuständigen Übertragungsnetzbetreiber um 907 TEUR zurückgegangen. Durch die deutlich 
gestiegenen Strompreise erhalten die EEG-Anlagenbetreiber deutlich niedrigere Auszahlungen für 
EEG-Einspeisemengen von der SWBEN. Infolgedessen sinkt auch die Weiterverrechnung deutlich.  
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge haben sich um 311 TEUR auf 482 TEUR erhöht. Wesentliche 
Ursache waren die um 90 TEUR gestiegenen Erlöse aus der Auflösung von Rückstellungen, vor allem 
für das Regulierungskonto Gas. Darüber hinaus sind die Erlöse aus Weiterverrechnung von 
Fremdleistungen um 239 TEUR angestiegen. 
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Die Materialaufwendungen haben sich um 1.234 TEUR auf 9.437 TEUR erhöht. Wesentliche Ursache 
waren die um 1.624 TEUR angestiegenen Aufwendungen aus der Abrechnung der Mehr-
Mindermengen. Weiter haben sich, trotz niedrigerer Netznutzungsmengen, die Aufwendungen für 
vorgelagerte Netze um 207 TEUR erhöht. Gegenläufig sind vor allem die Aufwendungen für 
Auszahlungen für EEG-Einspeisemengen an die Anlagenbetreiber um 902 TEUR zurückgegangen. 
Die EEG-Anlagenbetreiber erhalten durch die deutlich gestiegenen Strompreise deutlich niedrigere 
Auszahlungen von der SWBEN. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind um 442 TEUR auf 3.640 TEUR zurückgegangen. Im 
Vorjahr sind Aufwendungen aus der Zuführung zur Rückstellung für das Regulierungskonto Gas in 
Höhe von 276 TEUR erfasst worden. Infolge der deutlich niedrigeren Netznutzungsmengen waren 
im Geschäftsjahr Mindererlöse im Gasnetz zu verzeichnen. Daher waren im Geschäftsjahr 2022 
keine Aufwendungen aus der Zuführung zur Rückstellung zum Regulierungskonto Gas zu erfassen. 
Darüber hinaus sind die Aufwendungen für Dienstleistungen um 201 TEUR zurückgegangen. 
 
Der im Berichtsjahr angefallene Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung in Höhe von 607 TEUR 
wird auf Basis des mit der SWB abgeschlossenen Ergebnisabführungsvertrags an diese abgeführt. 
Die Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2022 weist somit ein ausgeglichenes 
Jahresergebnis aus. 
 
Der Jahresüberschuss vor Ergebnisverwendung in Höhe von 606 T€ wird gemäß Ergebnisab-
führungsvertrag an die Stadtwerke Burg GmbH abgeführt. 
 

c) Abschlussprüfer 

Der Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang, unter 
Einbeziehung der Buchführung und dem Lagebericht der SWBEN wurde von PKF Fasselt 
Partnerschaft mbB Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft/Rechtsanwälte, 
Duisburg geprüft und ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk am 28. April 2023 erteilt. Die  

Gesellschafterversammlung der SWBEN GmbH hat den Jahresabschluss zum 31.12.2022 
festgestellt. Dem Geschäftsführer wurde für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt. 
 
 

4.1.4. Grundzüge des Geschäftsverlaufs 
 (Auszug aus dem Lagebericht der Geschäftsführung; Stand: 25.04.2023) 

 
Geschäfts- und Rahmenbedingungen 
 
Das Jahr 2022 unterlag auch weiterhin den Einflüssen aus der Corona Virus Pandemie (COVID-19). 
Zusätzlich sind in Deutschland die Auswirkungen des Russland-Ukraine-Konflikts deutlich zu spüren. 
Die Einstellung der Gaslieferungen an Deutschland hat dazu geführt, dass die Energiepreise zum 
Teil um ein Vielfaches gestiegen sind. Es gab die reale Gefahr, dass es im Winter 2022 zu einer 
Gasmangellage kommt, die massive Folgen für die Wirtschaft und Gesellschaft zur Folge gehabt 
hätten. Jetzt können wir feststellen, dass diese Krise beherrschbar war und die wirtschaftliche 
Widerstandsfähigkeit unter Beweis gestellt werden konnte. Mit Entlastungspaketen von neuer 
Qualität unterstützt die Bundesregierung, um die hohen Preise für private Haushalte, Gewerbe und 
 



43 

 

Beteiligungsbericht 2024 SWBEN 

 
Industrie abzufedern. Bereits ab 1. Juli 2022 müssen Kunden keine EEG-Umlage mehr zahlen, das 
ist ein Teil aus dem Entlastungspaket der Bundesregierung. Wegfallende russische 
Erdgaslieferungen konnten kompensiert werden, um die Energieversorgung weiterhin stabil und 
sicher zu betreiben. 
Die von der Bundesregierung beschlossenen Energiesparmaßnahmen dienen zudem als Beitrag zur 
Umsetzung der Einsparvorgaben der Europäischen Union. Angesichts eingestellter russischer 
Gaslieferungen seit Mitte vorigen Jahres haben sich die EU-Staaten verpflichtet, ihren 
Gasverbrauch um mindestens 15 Prozent zu verringern. 
 
Eine deutliche Rezession, wie noch im letzten Jahr vorhergesagt, ist nicht eingetreten. Die 
Energiewirtschaft hat sich in der Krise als robust und widerstandsfähig erwiesen. Kurz- und 
mittelfristig geht es darum, eine von fossilen Importen möglichst unabhängige Energieversorgung 
zu wettbewerbsfähigen Preisen sicherzustellen. 2022 wurden dafür wesentliche 
Rahmenbedingungen für die Beschleunigung des erneuerbaren Ausbaus geschaffen. Vor dem 
Hintergrund nimmt auch die Bedeutung von Investitionen in den Klimaschutz und die Entwicklung 
einer Dekarbonisierungsstrategie weiter zu. Insbesondere aufgrund des technologischen 
Fortschritts im Zuge der Digitalisierung und des notwendigen Aufbruchs in eine neue Klimapolitik 
ist die Wirtschaftspolitik gefordert, das Wachstumspotenzial der deutschen Volkswirtschaft zu 
stärken. 
Auch die Energiebranche befindet sich weiterhin in einem tiefgreifenden Wandel. Sowohl die 
dynamische Markt- und Wettbewerbsentwicklung als auch die fortschreitende Regulierung und der 
weiterentwickelte energiepolitische Rahmen haben im Geschäftsjahr 2022 den Kostendruck auf 
den Netzbetrieb Strom und Gas der SWBEN geprägt. Der ambitionierte Pfad zur Klimaneutralität 
setzt zunächst erhebliche Investitionen in zusätzliche Kapazitäten, erneuerbarer Energien, 
Netzinfrastrukturen sowie emissionsfreie Mobilität voraus. 
 
 
Regulierungsmanagement 
 
Basierend auf dem Energiewirtschaftsgesetz und den darauf aufbauenden Verordnungen bilden die 
genehmigten Netzkosten im Bereich Gas auch im Jahr 2022 die Grundlage für die jährliche 
Erlösobergrenze. Die Beantragung der Erlösobergrenze für die 4. Regulierungsperiode im 
Gasbereich erfolgte im Jahr 2021 auf Basis der im Jahr 2020 angefallenen Kosten. Der Bescheid dazu 
liegt noch nicht vor. 
 

Im Februar 2023 erfolgte auf Basis der im Jahr 2021 angefallenen Kosten die Beantragung der 
Erlösobergrenze für die 4. Regulierungsperiode im Strombereich. 
 
Ertragslage 
Die Umsatzerlöse für die Stromnetznutzung in Höhe von 7.921 T€ (i. V. 7.625 T€) und für die 
Gasnetznutzung in Höhe von 4.396 T€ (i. V. 4.803 T€) basieren auf von der Landes-
regulierungsbehörde Sachsen-Anhalt genehmigten bzw. beantragten Netznutzungsentgelten. 
 
Die Netznutzungsmenge der Sparte Strom lag im Jahr 2022 um 3,1 Mio. kWh unter der des 
Vorjahres. Insgesamt wurden 97,9 Mio. kWh (i. V. 101,0 Mio. kWh) durch das Stromnetz geleitet. 
An die SWB wurden 42,2 Mio. kWh (i. V. 43,3 Mio. kWh) und an nicht assoziierte Händler 55,7 Mio. 
kWh (i. V. 57,4 Mio. kWh) für die Netznutzung in Rechnung gestellt. 
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Die Netznutzungsmenge der Sparte Gas lag im Jahr 2022 mit 55,2 Mio. kWh unter der des Vorjahres. 
Im Gasbereich wurde eine Menge in Höhe von 784,6 Mio. kWh (i. V. 839,8 Mio. kWh) durch das 
Gasnetz geleitet. Davon wurden an nicht assoziierte Transportkunden 627,1 Mio. kWh (i. V. 664,0 
Mio. kWh) für die Netznutzung in Rechnung gestellt. 
 
Gegenüber den zur Ermittlung der Netzentgelte angesetzten Erlösobergrenzen ergaben sich im Jahr 
2022 Minderlöse im Gas in Höhe von 181 T€ und Mindererlöse im Strom in Höhe von 612 T€. Diese 
entstandenen Mindererlöse werden im Rahmen des Ausgleichsmechanismus des § 5 Abs. 3 ARegV 
zur Erhöhung bzw. zur Anrechnung der festgeschriebenen Erlösobergrenzen führen. Im 
Gesamtsaldo Gas wurde die bestehende Rückstellung auf 112 T€ reduziert. Im Gesamtsaldo Strom 
war keine Rückstellung zu bilanzieren. 
 
Investitionen 
 
Insgesamt wurden 3,75 Mio. € an Investitionen durchgeführt. Von den Investitionen in Sachanlagen 
entfallen 3,51 Mio. € auf die Stromversorgung einschließlich Messstellenbetrieb und 0,24 Mio. € 
auf die Erdgasversorgung. 
 
Die durchgeführten Investitionen dienen vorrangig dem Ausbau beziehungsweise der Erneuerung 
der vorhandenen Anlagen im Konzessionsgebiet. Darüber hinaus sind Netzerweiterungen im Strom 
überwiegend im Hausanschlussbereich enthalten, die Netzerweiterungen im Gasnetz betrafen 
ausschließlich Gewerbegroßkunden. 
 
Im öffentlichen Straßenbeleuchtungsnetz ist die Anzahl der Störmeldungen, die durch 
Leuchtmitteldefekte auftreten, um weitere knapp 23 % zurückgegangen. Durch die hohen 
Niederschläge und daraus folgend feuchte Bodenverhältnisse sind jedoch wieder verstärkt (neue) 
Kabelfehler aufgetreten. Bei einer gemeinsamen Straßenbaumaßnahme zwischen der Stadt Burg, 
dem Wasserverband und SWBEN hat SWBEN von der beauftragten Baufirma erneut über ein 
Submissionsverfahren als Dienstleistungsunternehmen den Auftrag zur Herstellung der neuen 
Beleuchtungsanlagen bekommen. Durch Ortung und Einmessung der Beleuchtungskabel wurden 
weitere 4 km Kabellänge erfasst und im GIS hinterlegt. 
 
 
Ausblick 
Der erwartete Umsatz im Jahr 2023 basiert auf den bestehenden genehmigten Erlösobergrenzen 
und der Annahme eines normalen Witterungsverlaufs. Darüber hinaus kommt es sowohl im Strom 
als auch im Gas zur Nachholung von Mindererlösen aus Vorjahren. 
 
Die erwartete Nachholung an Mindererlösen für den Zeitraum 2023 – 2027 liegt insgesamt bei ca. 
1,18 Mio. € (Gas 0,04 Mio. €; Strom 1,14 Mio. €). 
 
Der gemäß dem Messstellenbetriebsgesetz geforderte Rollout läuft weiterhin planmäßig, ca. 26 % 
der Messstellen sind zum 31.12.2022 umgerüstet. Der Einbau der ersten Smart Meter-Gateway 
Geräte (10 Stück) ist für das III. Quartal 2023 geplant. Hier gab es auf Grund technischer und 
systemseitiger Probleme sowie einem Gerichtsurteil bundesweit Verzögerungen. Erwartbar ist, 
dass es hier ab III. Quartal 2023 gesetzlich verbindliche Vorgaben geben wird, die dann auch zeitnah 
umgesetzt werden. 
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Die Umsetzung der Anforderungen zu Redispatch 2.0 laufen mit Verzögerungen kontinuierlich 
weiter. Der für die SWBEN zuständige Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz hat auf Grund der 
Systemrelevanz den dem Netz der SWBEN vorgelagerten Netzbetreiber Avacon von den 
Forderungen des Redispatches 2.0 temporär befreit. Gleiches gilt somit für SWBEN als 
nachgelagerten Netzbetreiber der Avacon. Die Avacon ist aktuell durch die Bindung weiterer 
zusätzlicher externer Dienstleister dabei, die Anforderungen des Redispatches 2.0 schnellstmöglich 
umzusetzen. 
 
Durch den Russland-Ukraine-Konflikt können sich weitere nachhaltige Belastungen und Risiken - 
auch für die wirtschaftliche Entwicklung bei der SWBEN - ergeben. In welchem Umfang sich die 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage bei der SWBEN niederschlagen werden, 
ist zum jetzigen Zeitpunkt nur schwer abzuschätzen. 
 
Die Situation im Gasbereich hat sich aber auch auf Grund des milden Winters entspannt. Der 
Krisenstatus gemäß Leitfaden Krisenvorsorge Gas wurde zum 31.03.2023 beendet. Die Alarmstufe, 
ausgerufen durch das BMWK, gilt jedoch vorerst weiter. 
 
Die Ergebniserwartung für das Geschäftsjahr 2023 liegt laut aktueller Planung bei 366 T€. Hierin 
sind, soweit zum Planungszeitraum bekannt, die Anpassungen aus dem Regulierungskonto Gas und 
Strom sowie alle darüber hinaus bekannten Einflüsse berücksichtigt. 

Die Ukrainekrise wird der deutschen Wirtschaft nach Erholung aus der Covid-19 Krise weiter 
zusetzen. Wie stark und wie lange ist gegenwärtig noch nicht belastbar abzuschätzen, ein Ende der 
Kampfhandlungen ist zurzeit nicht absehbar. Sollte es zu einem Gasimportstopp aufgrund der sehr 
dynamischen Entwicklung kommen, muss aber mit relevanten konjunkturellen Auswirkungen auch 
bei SWBEN gerechnet werden.  

Trotz der aktuell sehr dynamischen Weiterentwicklung der Situation sind bisher die Auswirkungen 
für die SWBEN überschaubar. Dennoch ist eine eindeutige Prognose für das Jahr 2022 zu diesem 
Zeitpunkt nicht zuverlässig quantifizierbar.  

Die Ergebniserwartung für das Geschäftsjahr 2022 liegt laut aktueller Planung bei 893 T€. Hierin 
sind, soweit zum Planungszeitraum bekannt, die Anpassungen aus dem Regulierungskonto Gas und 
Strom sowie alle darüber hinaus bekannten Einflüsse berücksichtigt. 
 
  



46 

 

Beteiligungsbericht 2024 GEEJLeG 

 

4.2. Genossenschaft für Erneuerbare Energien im Jerichower Land eG (GEEJL) 

4.2.1. Grundlagen der Genossenschaft 

a) Sitz der Genossenschaft 

Genossenschaft für erneuerbare Energien im Jerichower Land eG 
39288 Burg, Niegripper Chaussee 38 a 
Telefon: 03921 – 91 84 3 

b) Gründungsjahr der Genossenschaft 

2012– Satzung vom 29.11.2012, Registernummer GnR282 

c) Genossenschaftsanteil zum 31.12.2022 

741 Anteile zu je 300 EUR entsprechen 222.200 EUR 

d) Gegenstand der Genossenschaft 

(1) Planung, Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Bereitstellung von Energien sowie zur 
Steigerung der Energie-Effizienz; 

 
(2) Absatz der gewonnenen Energie in Form von Strom und Wärme; 
 
(3) Unterstützung und Beratung in Fragen der regenerativen Energiegewinnung einschließlich 

der Informationen von Mitgliedern und Dritten sowie der Öffentlichkeit. 

e) Organe der Genossenschaft 

Die Organe der Genossenschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Generalversammlung. 
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4.2.2. Erfüllung öffentlicher Zweck 

Zweck und Gegenstand der Genossenschaft besteht darin, in einem regionalen Wirtschaftsraum 
gemeinsam mit ihren Mitgliedern und den relevanten Akteuren regenerative Energien zu nutzen, 
um einen aktiven Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz zu leisten, die Beteiligung aller daran 
interessierten Bürger zu ermöglichen und nachhaltige Wertschöpfung in der Region zu fördern. 
Hierbei handelt es sich um eine gemeinwohlorientierte Tätigkeit, die der Daseinsvorsorge 
zugeordnet ist, so dass der öffentliche Zweck bereits gemäß § 128 Abs. 2 KVG LSA gesetzlich 
unterstellt wird. 

 

4.2.3. Jahresabschluss zum 31.12.2022 

a) Vermögenslage 

 

Die Geschäftsguthaben der Mitglieder sind um 2.100,00 € gesunken und betragen am Bilanzstichtag 
220.200,00 €.  Eine Haftsumme besteht nicht. Die Höhe eines Geschäftsanteils beträgt 300,00 €. 

Das Mindestkapital gemäß Satzung beträgt 75% des Gesamtbetrags der Geschäftsguthaben des 
letzten Bilanzstichtages. 

Zum Bilanzstichtag beläuft sich das Mindestkapitel auf 165.150 €. 

Die Gesellschaft beschäftigt keine Mitarbeiter.  
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b) Ertragslage 

 
 
 
 
Die Mitgliederbewegung in 2022 unterliegt folgender Veränderung. 
 

 
 

c) Prüfverband 

Es bestehen keine Forderungen gegenüber Vorstand und Aufsichtsrat zum Bilanzstichtag. 

Der zuständige Prüfverband ist der Genossenschaftsverband e.V., mit Sitz in 04109 Leipzig, 
Augustusplatz 9. 
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Beteiligungsbericht 2024 eingetragene Genossenschaften 

5. Mitglied in eingetragene Genossenschaften 

Abschnitt 3 
Unternehmen und Beteiligungen 

 
 

§ 128 
Zulässigkeit wirtschaftlicher Unternehmen 

 
(1) Die Kommune darf sich in Angelegenheiten der 

örtlichen Gemeinschaft auch außerhalb ihrer 
öffentlichen Verwaltung in den Rechtsformen 
des Eigenbetriebes, der Anstalt des öffentlichen 
Rechts oder in einer Rechtsform des 
Privatrechts wirtschaftlich betätigen, wenn 
1. ein öffentlicher Zweck die Betätigung 

rechtfertigt, 
2. wirtschaftliche Betätigungen nach Art und 

Umfang in einem angemessenen Verhältnis 
zur Leistungsfähigkeit der Kommune und 
zum voraussichtlichen Bedarf stehen und 

3. der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher 
durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt 
werden kann. 

 
Alle Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche, mit 
denen die Kommune an dem vom Wettbewerb 
beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um 
ausschließlich Gewinn zu erzielen, entsprechen 
keinem öffentlichen Zweck. Dienstleistungen, 
die mit der wirtschaftlichen Betätigung 
verbunden sind, sind zulässig, wenn ihnen im 
Vergleich zum Hauptzweck eine 
untergeordnete Bedeutung zukommt und die 
Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 3 vorliegt. 

 
(2) Betätigungen in den Bereichen der Strom-, Gas- 

und Wärmeversorgung, der 
Wasserversorgung, Abfallentsorgung, 
Abwasserbeseitigung, Breitbandversorgung, 
Wohnungswirtschaft und des öffentlichen 
Verkehrs dienen einem öffentlichen Zweck und 
sind unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 2 zulässig. 

 
(3) Die wirtschaftliche Betätigung in den Bereichen 

der Strom-, Gas- und Wärmeversorgung 
außerhalb des Gebietes der Kommune dient 
einem öffentlichen Zweck und ist zulässig, 
wenn sie nach Art und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Kommune steht, die 
Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 
vorliegt und die berechtigten Interessen der 
betroffenen Kommune gewahrt sind. Bei 
Aufgaben, die im Wettbewerb wahrgenommen 
werden, gelten Interessen nur so weit als 
berechtigt, als der jeweilige Ordnungsrahmen 
eine Einschränkung des Wettbewerbs zulässt. 
Die betroffene Kommune ist so rechtzeitig vor 

der Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in 
ihrem Gebiet zu informieren, dass sie ihre 
berechtigten Interessen geltend machen kann. 

 
(4) Wirtschaftliche Betätigungen in allen anderen 

als den in Absatz 3 genannten 
Wirtschaftsbereichen außerhalb des Gebietes 
der Kommune sind nur in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig, wenn ein öffentlicher 
Zweck die Betätigung rechtfertigt, die 
Betätigung nach Art und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Kommune steht und die 
berechtigten Interessen der betroffenen 
Kommune gewahrt sind. Bei Aufgaben, die im 
Wettbewerb wahrgenommen werden, gelten 
Interessen nur so weit als berechtigt, als der 
jeweilige Ordnungsrahmen eine Einschränkung 
des Wettbewerbs zulässt. Die betroffene 
Kommune ist so rechtzeitig vor der Aufnahme 
der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gebiet zu 
informieren, dass sie ihre berechtigten 
Interessen geltend machen kann. 

 
(5) Die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung 

im Ausland bedarf der Genehmigung. 
 
(6) Bankunternehmen darf die Kommune weder 

betreiben noch sich an ihnen beteiligen. Für das 
öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei 
den besonderen Vorschriften. 

 
§ 129 

Unternehmen in Privatrechtsform 
 
(1) Die Kommune darf ein Unternehmen in einer 

Rechtsform des Privatrechts nur unterhalten, 
errichten, übernehmen, wesentlich erweitern 
oder sich daran beteiligen, wenn die 
Voraussetzungen des § 128 vorliegen und 
1. der öffentliche Zweck des Unternehmens 

nicht ebenso durch einen Zweckverband, 
einen Eigenbetrieb oder eine Anstalt des 
öffentlichen Rechts erfüllt wird oder erfüllt 
werden kann, 

2. durch die Ausgestaltung des 
Gesellschaftsvertrages oder der Satzung 
sichergestellt ist, dass der öffentliche Zweck 
des Unternehmens erfüllt wird, 

3. die Kommune einen angemessenen Einfluss, 
insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem 
entsprechenden Überwachungsorgan des 
Unternehmens, erhält und dieser durch 
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in 
anderer Weise gesichert wird, 

4. die Haftung der Kommune auf einen ihrer 
Leistungsfähigkeit angemessenen Betrag 
begrenzt wird, 
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5. die Einzahlungsverpflichtungen der 
Kommune in einem angemessenen 
Verhältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit 
stehen, 

6. die Kommune sich nicht zur Übernahme von 
Verlusten in unbestimmter oder 
unangemessener Höhe verpflichtet. 

 
(2) Die Regelungen des Absatzes 1 Nrn. 2 bis 6 

gelten entsprechend, wenn ein Unternehmen in 
einer Rechtsform des Privatrechts, an dem eine 
Kommune allein oder zusammen mit anderen 
kommunalen Körperschaften mit mehr als 50 v. 
H. beteiligt ist, eine Gesellschaft oder eine 
andere Vereinigung in einer Rechtsform des 
privaten Rechts unterhalten, errichten, 
übernehmen, wesentlich erweitern, sich daran 
beteiligen oder eine Beteiligung 
aufrechterhalten will. Bei einer geringeren 
Beteiligung als der in Satz 1 genannten hat die 
Kommune darauf hinzuwirken, dass die 
Regelungen des Absatzes 1 Nrn. 2 bis 6 
umgesetzt werden. 

 
§ 130 

Offenlegung und Beteiligungsbericht, 
Beteiligungsmanagement 

 
(1) Führt eine Kommune ein Unternehmen in den 

Rechtsformen des Eigenbetriebes oder der 
Anstalt des öffentlichen Rechts, so hat sie den 
Beschluss über die Feststellung des 
Jahresabschlusses zusammen mit dem 
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Rechenschaftsberichts oder des 
Lageberichts sowie der beschlossenen 
Verwendung des Jahresüberschusses oder der 
Behandlung des Jahresfehlbetrages 
unbeschadet der bestehenden gesetzlichen 
Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu 
machen. Mit der Bekanntmachung sind der 
Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht 
oder der Lagebericht an sieben Werktagen 
öffentlich auszulegen; in der Bekanntmachung 
ist auf die Auslegung hinzuweisen. 

 
(2) Mit dem Entwurf der Haushaltssatzung ist der 

Vertretung ein Bericht über die unmittelbare 
und mittelbare Beteiligung an Unternehmen in 
einer Rechtsform des öffentlichen Rechts und 
des Privatrechts, an denen die Kommune mit 
mindestens 5 v. H. beteiligt ist, vorzulegen. Der 
Beteiligungsbericht hat insbesondere Angaben 
zu enthalten über: 
1. den Gegenstand des Unternehmens, die 

Beteiligungsverhältnisse, die Besetzung der 
Organe und die Beteiligungen des 
Unternehmens, 

2. den Stand der Erfüllung des öffentlichen 
Zwecks durch das Unternehmen, 

3. die Grundzüge des Geschäftsverlaufs, die 
Lage des Unternehmens, die wichtigsten 
Kennzahlen der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens, die 
Kapitalzuführungen und -entnahmen durch 
die Kommune und die Auswirkungen auf die 

Haushaltswirtschaft für das jeweilige letzte 
Geschäftsjahr sowie im Vergleich mit den 
Werten des vorangegangenen 
Geschäftsjahres die durchschnittliche Zahl 
der beschäftigten Arbeitnehmer, 

4. die Gesamtbezüge nach § 285 Nr. 9 Buchst. 
a des Handelsgesetzbuches, die den 
Mitgliedern der Organe des Unternehmens 
zugeflossen sind; § 286 Abs. 4 des 
Handelsgesetzbuches findet sinngemäß 
Anwendung. 

 
Der Beteiligungsbericht ist in der Vertretung in 
öffentlicher Sitzung zu erörtern; § 52 Abs. 2 
findet Anwendung. 

 
(3) Die Kommune hat die Einwohner über den 

Beteiligungsbericht in geeigneter Form zu 
unterrichten. 

 
(4) Ist eine Kommune im Sinne des Absatzes 2 

Satz 1 beteiligt, hat sie ein 
Beteiligungsmanagement zu gewährleisten, 
das sowohl die Mitglieder der Vertretung, die 
Vertreter der Kommune in den Gremien der 
Beteiligungen als auch die Beschäftigten der 
Kommune fachlich unterstützt und 
ausreichende Informationen bereithält. 

 
 

§ 131 
Vertretung der Kommune in Unternehmen 

in Privatrechtsform 
 
(1) Der Hauptverwaltungsbeamte vertritt die 

Kommune in der Gesellschafterversammlung 
oder in dem entsprechenden Organ der 
Unternehmen in einer Rechtsform des 
Privatrechts, an denen die Kommune beteiligt 
ist; er kann einen Beschäftigten der Kommune 
mit seiner Vertretung beauftragen. Bei 
Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden 
vertritt der Bürgermeister die Gemeinde in der 
Gesellschafterversammlung, der Gemeinderat 
wählt aus seiner Mitte einen oder mehrere 
Stellvertreter des Bürgermeisters für den 
Verhinderungsfall. Die Kommune kann weitere 
Vertreter entsenden, die über die jeweils 
notwendige wirtschaftliche Erfahrung und 
Sachkunde verfügen sollen. Sie kann die 
Entsendung jederzeit zurücknehmen. Sind zwei 
oder mehr Vertreter zu entsenden und kommt 
eine Einigung über deren Entsendung nicht 
zustande, finden die Vorschriften über das 
Verfahren zur Bildung beschließender 
Ausschüsse der Vertretung Anwendung. Die 
Kommune kann ihren Vertretern Weisungen 
erteilen. Der Hauptverwaltungsbeamte, der 
Bürgermeister oder die Vertreter nach den 
Sätzen 1 bis 3 haben die Kommune über alle 
Angelegenheiten des Unternehmens von 
besonderer Bedeutung frühzeitig zu 
unterrichten. Die Vertreter nach den Sätzen 1 
bis 3 erstatten dabei dem 
Hauptverwaltungsbeamten oder Bürgermeister 
Bericht, der in jedem Fall einen 
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beschließenden, nicht öffentlichen Ausschuss 
der Vertretung oder die Vertretung über diese 
Angelegenheiten informiert. Die Sätze 6 bis 8 
gelten nur, soweit durch Vorgaben des 
Gesellschaftsrechts nichts anderes bestimmt 
ist. 

 
(2) Die Vertretung der Kommune durch eine Person 

in einem Vorstand eines Unternehmens sowie 
deren Beauftragung mit der Geschäftsführung 
ist mit der Vertretung der Kommune in der 
Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat 
oder einem entsprechenden Gremium durch 
diese Person nicht vereinbar. 

 
(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Kommune 

das Recht eingeräumt ist, in den Vorstand, den 
Aufsichtsrat oder ein gleichartiges Organ einer 
Gesellschaft Mitglieder zu entsenden. Im Falle 
seiner Entsendung kann der 
Hauptverwaltungsbeamte die Wahrnehmung 
der Aufgaben in diesen Gremien einem 
geeigneten Beschäftigten übertragen. Die 
Pflichten des Hauptverwaltungsbeamten nach 
Absatz 1 Satz 7 und 8 gelten für diesen 
Beschäftigten entsprechend. Ist der 
Hauptverwaltungsbeamte Mitglied des 
Aufsichtsrates einer Gesellschaft, so wird er in 
der Gesellschafterversammlung bei der 
Entscheidung über die Entlastung des 
Aufsichtsrates von seinem Stellvertreter im Amt 
vertreten. Die Mitgliedschaft der Vertreter der 
Kommune endet, soweit durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist, mit ihrem Ausscheiden 
aus dem Haupt- oder Ehrenamt der Kommune. 

 
(4) Werden Vertreter der Kommune aus ihrer 

Tätigkeit in einem Organ eines Unternehmens 
in einer Rechtsform des privaten Rechts haftbar 
gemacht, hat ihnen die Kommune den Schaden 
zu ersetzen, es sei denn, dass sie ihn 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt 
haben. Auch in diesem Fall ist die Kommune 
schadensersatzpflichtig, wenn ihre Vertreter 
nach Weisung gehandelt haben. 

 
§ 132 

Monopolmissbrauch 
 
Bei Unternehmen im Sinne des § 128 Abs. 1, für 
die kein Wettbewerb gleichartiger 
Privatunternehmen besteht, dürfen der Anschluss 
und die Belieferung nicht davon abhängig gemacht 
werden, dass auch andere Leistungen oder 
Lieferungen abgenommen werden. 
 
 

§ 133 
Planung, Jahresabschluss und dessen 

Prüfung 
bei Unternehmen in Privatrechtsform 

 
(1) Gehören der Kommune an einem Unternehmen 

Anteile in dem in § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes bezeichneten 
Umfang, hat sie dafür zu sorgen, dass 

1. für jedes Wirtschaftsjahr ein Ergebnis- und 
Finanzplan, eine Stellenübersicht und eine 
mittelfristige Planung aufgestellt und der 
Kommune zur Kenntnis gebracht werden, 

2. die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Ergebnisses sowie das 
Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
ortsüblich bekannt gegeben werden, 
gleichzeitig der Jahresabschluss und der 
Lagebericht ausgelegt werden und in der 
Bekanntgabe auf die Auslegung 
hingewiesen wird, 

3. in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag 
die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Buchs des Handelsgesetzbuches für große 
Kapitalgesellschaften und deren Prüfung in 
entsprechender Anwendung dieser 
Vorschriften oder der Vorschriften über die 
Jahresabschlussprüfung bei 
Eigenbetrieben vorgeschrieben werden, 
sofern nicht die Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches bereits unmittelbar 
gelten oder weitergehende gesetzliche 
Vorschriften gelten oder andere gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, 

4. ihr der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers 
übersandt wird, sofern dies nicht bereits 
gesetzlich vorgesehen ist. 

 
(2) Ist eine Beteiligung der Kommune keine 

Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die 
Kommune, soweit ihr Interesse dies erfordert, 
darauf hinwirken, dass ihr im 
Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung die 
Befugnisse nach Absatz 1 eingeräumt werden. 
Bei mittelbaren Minderheitsbeteiligungen gilt 
dies nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil 
der Anteile übersteigt und einer Gesellschaft 
zusteht, an der die Kommune allein oder 
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften 
mit Mehrheit im Sinne des § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist. 

 
(3) Wird der Jahresabschluss nach anderen 

Vorschriften als denen über die 
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
geprüft, soll die Kommune im Fall des Absatzes 
1 die Rechte nach § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes ausüben, und 
kann die Kommunalaufsichtsbehörde 
verlangen, dass die Kommune ihr den 
Prüfungsbericht mitteilt. 

 
 

§ 134 
Veräußerung von Unternehmen und 

Beteiligungen 
 
(1) Die Veräußerung eines Unternehmens, von 

Teilen eines solchen oder einer Beteiligung an 
einem Unternehmen sowie andere 
Rechtsgeschäfte, durch welche die Kommune 
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ihren Einfluss auf das Unternehmen verliert 
oder vermindert, sind nur zulässig, wenn die 
Erfüllung der Aufgaben der Kommune nicht 
beeinträchtigt wird. 

 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine 

Gesellschaft, an der die Kommune allein oder 
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften 
mit mehr als 50 v. H. beteiligt ist, 
Veräußerungen oder andere Rechtsgeschäfte 
im Sinne des Absatzes 1 vornehmen will. 

 
 

§ 135 
Vorlage- und Anzeigepflicht 

 
(1) Beabsichtigt die Kommune, ein Unternehmen in 

einer Rechtsform des öffentlichen Rechts oder 
des Privatrechts zu errichten, zu übernehmen 
oder wesentlich zu erweitern oder seine 
Rechtsform innerhalb des Privatrechts zu 
ändern, so hat der Hauptverwaltungsbeamte 
eine Analyse zu erstellen, in der die Vor- und 
Nachteile der öffentlichen und der 
privatrechtlichen Organisationsformen im 
konkreten Einzelfall dargestellt werden. Dabei 
sind die organisatorischen, 
personalwirtschaftlichen, 
mitbestimmungsrechtlichen sowie die 
wirtschaftlichen, finanziellen, 
haftungsrechtlichen und steuerlichen 
Unterschiede und die Auswirkungen auf den 
Haushalt der Kommune sowie die 
Entgeltgestaltung gegenüberzustellen. Die 
Analyse ist der beschließenden Vertretung zur 
Vorbereitung der Entscheidung, der 
Kommunalaufsichtsbehörde jedoch 
unverzüglich, spätestens sechs Wochen vor 
der Entscheidung vorzulegen. Satz 3 gilt 
entsprechend, wenn zur Herstellung der 
beihilferechtlichen Zulässigkeit von 
Ausgleichszahlungen ein Betrauungsakt 
gemäß dem Beschluss 2012/21/EU der 
Kommission vom 20. Dezember 2011 über die 
Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf staatliche Beihilfen in Form von 
Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter 
Unternehmen, die mit der Erbringung von 
Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 
vom 11.1. 2012, S. 3) erforderlich sein sollte. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten bei einer wesentlichen 
Änderung des Gesellschaftsvertrags oder der 
Satzung entsprechend. Beabsichtigt die 
Kommune, sich an einem Unternehmen, das an 
einem gesetzlich liberalisierten Markt in den 
Bereichen Strom-, Gas- und Wärmeversorgung 
tätig ist, mit mehr als dem 20. Teil der Anteile 
des Unternehmens mittelbar zu beteiligen, hat 
sie die geplante Beteiligung möglichst 
frühzeitig, spätestens einen Monat vor der 
Beschlussfassung, der 
Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen und 
das Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen zu begründen. Die 

Vorlagepflicht nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
entfällt. 

 
(2) Entscheidungen der Kommune über 

1. die Errichtung, Auflösung, Übernahme und 
wesentliche Erweiterung sowie die 
Änderung der Rechtsform oder des 
öffentlichen Zwecks von Unternehmen der 
Kommune, 

2. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
der Kommune an Unternehmen, 

3. die gänzliche oder teilweise Veräußerung 
von Unternehmen oder Beteiligungen der 
Kommune 

 
sind einschließlich des Gesellschaftsvertrags 
oder der Satzung der 
Kommunalaufsichtsbehörde rechtzeitig, 
mindestens aber sechs Wochen vor ihrem 
Vollzug vorzulegen. Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 
besteht die Vorlagepflicht auch bei 
wesentlichen Änderungen des 
Gesellschaftsvertrags oder der Satzung. In den 
Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 besteht keine 
Anzeigepflicht, wenn die Entscheidung weniger 
als den 20. Teil der Anteile des Unternehmens 
betrifft. Aus der Vorlage muss zu ersehen sein, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind und ob die Deckung der Kosten tatsächlich 
und rechtlich gesichert ist. 

 
(3) Der gemäß § 130 aufzustellende 

Beteiligungsbericht ist mit der von der 
Vertretung beschlossenen Haushaltssatzung 
der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. 
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Anlage 2  
 

Auszug aus dem Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des 
Bundes und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz – HGrG) 

 
 
Teil I 
Vorschriften für die Gesetzgebung des 
Bundes und der Länder 
 
Abschnitt V 
Prüfung und Entlastung 

 
§ 44 Prüfung staatlicher Betätigung bei 
 privatrechtlichen Unternehmen 
 
 (1) Der Rechnungshof prüft die Betätigung des 
Bundes oder des Landes bei Unternehmen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts, an denen der Bund 
oder das Land unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 
unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei 
Genossenschaften, in denen der Bund oder das 
Land Mitglied ist. 
 
 

Teil II 
Vorschriften, die einheitlich und unmittelbar 
gelten 

 
§ 53 Rechte gegenüber privatrechtlichen  
Unternehmen 
 
(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit 
der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform 
des privaten Rechts oder gehört ihr mindestens der 
vierte Teil der Anteile und steht ihr zusammen mit 
anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der 
Anteile zu, so kann sie verlangen, dass das 
Unternehmen  
1. im Rahmen der Abschlussprüfung auch die 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
prüfen lässt; 

2. die Abschlussprüfer beauftragt, in ihrem Bericht 
auch darzustellen 

a) die Entwicklung der Vermögens- und 
Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität 
der Gesellschaft, 

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen 
der Verluste, wenn diese Geschäfte und die 
Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage 
von Bedeutung waren, 

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesenen 
Jahresfehlbetrages; 

3. ihr den Prüfungsbericht der Abschlussprüfer und, 
wenn das Unternehmen einen 
Konzernabschluss aufzustellen hat, auch den 
Prüfungsbericht der Konzernabschlussprüfer 
unverzüglich nach Eingang übersendet. 

 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als 
Anteile der Gebietskörperschaft auch Anteile, die 
einem Sondervermögen der Gebietskörperschaft 
gehören. Als Anteile der Gebietskörperschaft gelten 
ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen 
die Rechte aus Absatz 1 der Gebietskörperschaft 
zustehen. 
 
 
§ 54 Unterrichtung der 
Rechnungsprüfungsbehörde 
 
(1) In den Fällen des § 53 kann in der Satzung (im 
Gesellschaftsvertrag) mit Dreiviertelmehrheit des 
vertretenen Kapitals bestimmt werden, daß sich die 
Rechnungsprüfungsbehörde der 
Gebietskörperschaft zur Klärung von Fragen, die bei 
der Prüfung nach § 44 auftreten, unmittelbar 
unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die 
Bücher und die Schriften des Unternehmens 
einsehen kann. 
 
(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begründetes Recht der Rechnungsprüfungsbehörde 
auf unmittelbare Unterrichtung bleibt unberührt. 
 

 


